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VERORDNUNG (EU) 2024/ 795 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 29. Februar 2024

zur Einrichtung der Plattform ,Strategische Technologien fiir Europa“ (STEP) und zur Anderung der

Richtlinie 2003/87/EG und der Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU)

Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 2232014, (EU) 2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021/697
und (EU) 2021241

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf die Artikel 164 und 173,
Artikel 175 Absatz 3, die Artikel 176, 177 und 178, Artikel 182 Absatz 1 und Artikel 192 Absatz 1,

auf Vorschlag der Europiischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (%),

gemif$ dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Union hat in den letzten Jahren die Stirkung der Wettbewerbsfihigkeit und Resilienz der europdischen
Wirtschaft durch den okologischen und den digitalen Wandel ins Visier genommen. Der 6kologische und der
digitale Wandel, die im europdischen Griinen Deal der in der Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019
mit dem Titel "Der Europdische Griine Deal” dargelegt wurde und in dem mit dem Beschluss (EU) 2022/2481 des
Europdischen Parlaments und des Rates aufgestellten Politikprogramm 2030 fir die digitale Dekade (¥) verankert
sind, treiben das Wachstum und die Modernisierung der Wirtschaft der Union voran, er6ffnen neue Geschiftsmog-
lichkeiten und tragen dazu bei, auf den globalen Markten einen Wettbewerbsvorteil zu erlangen. Der europiische
Griine Deal sieht einen Fahrplan vor, wie die Wirtschaft der Union auf faire und inklusive Weise klimaneutral und
nachhaltig gestaltet werden kann, indem klima- und umweltpolitische Herausforderungen angegangen werden. Das
Politikprogramm 2030 fiir die digitale Dekade gibt eine klare Richtung fiir den digitalen Wandel der Union und fiir
die Verwirklichung der Digitalziele auf Unionsebene bis 2030 vor, insbesondere in Bezug auf digitale Kompetenzen,
digitale Infrastrukturen und den digitalen Wandel von Unternehmen und &ffentlichen Diensten.

(2)  Die Industrie der Union hat zwar die ihr eigene Widerstandsfihigkeit unter Beweis gestellt, ihre Wettbewerbs-
fahigkeit muss aber auch in Zukunft gesichert werden. Hohe Inflation, Arbeitskriftemangel, Storungen der
Lieferketten nach der COVID-19-Krise, der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, steigende Zinssitze und
Preissteigerungen bei Energie und Betriebsmitteln belasten ihre Wettbewerbsfihigkeit und haben deutlich gemacht,
dass die Union ihre offene strategische Autonomie sichern und ihre strategische Abhingigkeit von Drittstaaten in
verschiedenen Bereichen verringern muss. Zu diesem Druck auf die Industrie der Union kommt ein starker, dabei
nicht immer fairer Wettbewerb auf dem fragmentierten Weltmarkt. Die Union hat bereits mehrere Initiativen zur
Unterstiitzung ihrer Industrie vorgelegt, wie den in der Mitteilung der Kommission vom 1. Februar 2023 mit dem
Titel “Ein Industrieplan zum Griinen Deal fir das klimaneutrale Zeitalter” dargelegten Industrieplan zum Griinen
Deal, eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Rahmens fur die
Gewihrleistung einer sicheren und nachhaltigen Versorgung mit kritischen Rohstoffen (die ,europiische

(") ABL C, C/2023/866, 8.12.2023, ELL https://eur-lex.europa.eu/eli/C/2023/866/0j.

() ABL C,C/2023/1331, 22.12.2023, ELL https://eur-lex.curopa.eu/eli/C/2023/1331]oj.

Standpunkt des Européischen Parlaments vom 27. Februar 2024 (noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht) und Beschluss des Rates vom

28. Februar 2024.

(*) Beschluss (EU) 2022/2481 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 iiber die Aufstellung des
Politikprogramms 2030 fiir die digitale Dekade (ABL L 323 vom 19.12.2022, S. 4).
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Verordnung zu kritischen Rohstoffen®), eine Verordnung des Européischen Parlaments und des Rates zur Schaffung
eines Rahmens fiir Manahmen zur Stirkung des europaischen Okosystems fiir die Herstellung von klimaneutralen
technologischen Produkten (die ,Netto-Null-Industrie-Verordnung), den in der Mitteilung der Kommission vom
17. Mérz 2023 mit dem Titel ,Befristeter Rahmen fiir staatliche Beihilfen zur Stiitzung der Wirtschaft infolge des
Angriffs Russlands auf die Ukraine — Krisenbewiltigung und Gestaltung des Wandels* dargelegten neuen Befristeten
Rahmen zur Krisenbewiltigung und zur Gestaltung des Wandels, das mit der Verordnung (EU) 2020/2094 des
Rates (*) geschaffene Aufbauinstrument der Europiischen Union sowie die Verordnung (EU) 2023/435 des
Europiischen Parlaments und des Rates (%). Diese Losungen bieten zwar schnelle, gezielte und in einigen Fillen
voriibergehende Unterstiitzung, die Union benotigt jedoch eine strukturellere Antwort auf den Investitionsbedarf
ihrer Industrie, um den Zusammenhalt aufrechtzuerhalten, hochwertige Arbeitsplitze zu schaffen und gleiche
Wettbewerbsbedingungen im Binnenmarkt zu wahren und gleichzeitig den Zugang zu Finanzmitteln zu erleichtern.
Die Union sollte sich darum bemiihen, Standortverlagerungen zu verhindern, Produktionsanlagen fiir kritische
Technologien aus Drittstaaten zu verlagern und ihre Attraktivitdt fir entsprechende Neuansiedlungen zu erhohen,
um strategische Abhdngigkeiten abzuwenden.

(3)  Der Binnenmarkt hat der gesamten Union, darunter den Biirgern sowie den Unternehmen, erhebliche
wirtschaftliche, soziale und politische Vorteile gebracht. Auch wenn diese Vorteile weithin anerkannt werden, ist es
unerlisslich, auch kiinftig nach Losungen zu suchen, um sein ungenutztes gesellschaftliches Potenzial noch stirker
auszuschopfen. Angesichts der sich wandelnden geopolitischen Dynamik, des technologischen Fortschritts und des
okologischen und des digitalen Wandels muss der Binnenmarkt weiterhin anpassungsfihig sein, wahrend er
gleichzeitig die Belastbarkeit der Gesundheitssysteme vor dem Hintergrund einer alternden Bevélkerung stirkt und
dazu beitragt, die langfristige Wettbewerbsfihigkeit und Produktivitit der Union zu steigern.

(4) Die Einfiihrung und Ausweitung von digitalen Technologien, technologieintensiven Innovationen,
umweltschonenden und ressourceneffizienten Technologien und Biotechnologien in der Union wird von
entscheidender Bedeutung sein, um die strategischen Abhingigkeiten der Union zu verringern und die Chancen, die
der 6kologische und der digitale Wandel eroffnen, beim Schopfe zu packen und deren Ziele zu verwirklichen und so
die Souverinitit und strategische Autonomie der Union zu sichern und die Wettbewerbsfahigkeit und Nachhaltigkeit
der Industrie der Union zu férdern. Daher sind sofortige Mafnahmen erforderlich, welche die Entwicklung und
Herstellung kritischer Technologien in der Union, bei denen die Union die grofiten strategischen Defizite aufweist,
unterstiitzen. Die Entwicklung und die Herstellung kritischer Technologien beruhen auf Wertschopfungsketten
miteinander verbundener Wirtschaftsakteure iiber Unternehmen unterschiedlicher Grofe — einschliefSlich kleiner
und mittlerer Unternehmen (KMU) —, Branchen und Grenzen hinweg. Deshalb sollte die Union auch die Wertschop-
fungsketten dieser kritischen Technologien und die damit verbundenen Dienstleistungen, die fir die Entwicklung
oder Herstellung dieser kritischen Technologien wichtig und speziell dafiir vorgesehen sind, schiitzen und stirken
und dadurch die strategischen Abhingigkeiten der Union verringern und die Integritit des Binnenmarkts wahren
und sie sollte den bestehenden Mangel an Arbeits- und Fachkriften in diesen Sektoren durch lebenslanges Lernen,
durch Bildungs- und Ausbildungsangebote, durch Berufsausbildungen und durch die Schaffung von jedermann
zugénglichen attraktiven, hochwertigen Arbeitsplitzen beseitigen.

(5)  Damit eine Technologie als kritisch eingestuft wird, sollte sie entweder eine innovative Komponente mit einem
erheblichen Potenzial fur den Binnenmarkt einbringen oder dazu beitragen, die strategischen Abhingigkeiten der
Union zu verringern oder abzuwenden. Bei der Beurteilung des wirtschaftlichen Potenzials kritischer Technologien
fur den Binnenmarkt sollte der Tatsache Rechnung getragen werden, dass in einem einzigen Mitgliedstaat ergriffene
Maflnahmen Ausstrahlungseffekte auf andere Mitgliedstaaten haben konnen. Bei der Beurteilung der Frage, ob eine
Technologie dazu beitragt, die strategischen Abhéngigkeiten der Union zu verringern oder abzuwenden, sollte die
auf Unionsebene durchgefithrte Analyse beriicksichtigt werden, mit der die Risiken mit potenziellen Auswirkungen
auf die gesamte Union ermittelt werden. Die Kommission sollte Leitlinien dazu herausgeben, wie die Technologien

() Verordnung (EU) 2020/2094 des Rates vom 14. Dezember 2020 zur Schaffung eines Aufbauinstruments der Europdischen Union zur
Unterstiitzung der Erholung nach der COVID-19-Krise (ABL L 433 [ vom 22.12.2020, S. 23).

() Verordnung (EU) 2023435 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. Februar 2023 zur Anderung der Verordnung
(EU) 2021/241 in Bezug auf REPowerEU-Kapitel in den Aufbau- und Resilienzplinen und zur Anderung der Verordnungen (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) 2021/1060 und (EU) 2021/1755 sowie der Richtlinie 2003/87/EG (ABL. L 63 vom 28.2.2023, S. 1).
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in den drei Bereichen, die in den Geltungsbereich dieser Verordnung fallen, als kritisch einzustufen sind, sowie zu
den Bedingungen, unter denen diese Technologien als kritisch eingestuft werden konnen, um im Hinblick auf die
gemeinsamen strategischen Ziele der jeweiligen Programme und dieser Verordnung eine gemeinsame Auslegung der
im Rahmen der jeweiligen Programme zu unterstiitzenden Projekte, Unternehmen und Wirtschaftszweige zu
fordern. In diesen Leitlinien sollte die Kommission aufferdem den Begriff der Wertschopfungskette und der damit
verbundenen Dienstleistungen, die fiir die Entwicklung oder Herstellung dieser Endprodukte wichtig und speziell
dafiir vorgesehen sind, klarstellen. Diese Leitlinien sollten andere Leitlinien fiir spezifische Programme unberiihrt
lassen.

Bedarf zur Unterstiitzung kritischer Technologien besteht in den folgenden Wirtschaftszweigen: digitale
Technologien, technologieintensive Innovationen, umweltschonende und ressourceneffiziente Technologien und
Biotechnologien. Technologieintensive Innovationen sollten als Innovationen verstanden werden, denen das
Potenzial zur Erbringung bahnbrechender Losungen innewohnt und die auf modernsten wissenschaftlichen,
technologischen und ingenieurtechnischen Grundlagen beruhen, einschlieflich Innovationen, die Fortschritte im
physikalischen, biologischen und digitalen Bereich kombinieren. Digitale Technologien sollten insbesondere
Technologien umfassen, die zu den Vorgaben und Zielen des Politikprogramms 2030 fiir die digitale Dekade
beitragen, sowie Mehrlidnderprojekte im Sinne des Beschlusses (EU) 2022/2481. Umweltschonende und ressource-
neffiziente Technologien sollten insbesondere Netto-Null-Technologien im Sinne der Netto-Null-Industrie-
Verordnung umfassen. Biotechnologien sollten als die Anwendung von wissenschaftlichen Erkenntnissen und von
Technologien auf lebende Organismen sowie auf Teile, Produkte und Modelle davon verstanden werden, um
lebende oder nicht lebende Materialien fiir die Erlangung von Wissen, Giitern und Dienstleistungen zu verindern,
einschlieflich der in der statistischen Definition von Biotechnologie der Organisation fir wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung genannten Technologien sowie die Unionsliste kritischer Arzneimittel, auf die in
der Mitteilung der Kommission vom 24. Oktober 2023 mit dem Titel ,Bewiltigung von Arzneimittelengpissen in
der EU“ Bezug genommen wird, und deren Bestandteile. Bei im Rahmen der Netto-Null-Industrie-Verordnung als
strategisch eingestuften Projekten — sofern das Projekt die in der Netto-Null-Industrie-Verordnung genannten
Kriterien Wettbewerbsfahigkeit und Resilienz erfullt — sowie bei im Rahmen der Verordnung zu kritischen
Rohstoffen als strategisch eingestuften Projekten sollte automatisch davon ausgegangen werden, dass sie zu den
Zielen der vorliegenden Verordnung beitragen. Digitale Technologien, technologieintensive Innovationen,
umweltschonende und ressourceneffiziente Technologien und Biotechnologien, die Gegenstand eines wichtigen
Vorhabens von gemeinsamem europiischem Interesse (IPCEI) sind, das von der Kommission gemafl Artikel 107
Absatz 3 Buchstabe b des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV) genehmigt wurde, sollten
als kritisch betrachtet werden, und einzelne Projekte, die in den Anwendungsbereich eines solchen IPCEI fallen,
sollten im Einklang mit den Vorschriften des einschligigen Programms forderfihig sein, insoweit die ermittelte
Finanzierungsliicke und die forderfihigen Kosten noch nicht vollstindig gedeckt sind.

Eine Stirkung der Entwicklungs- und Produktionskapazititen von Technologien in der Union wird ohne eine
hinreichende Zahl an qualifizierten Arbeitskriften nicht méglich sein. Der Mangel an Arbeits- und Fachkriften, der
in allen Sektoren zugenommen hat, auch in jenen, die fiir den okologischen und den digitalen Wandel von
entscheidender Bedeutung sind, wird allerdings angesichts des demografischen Wandels voraussichtlich weiter
zunehmen und den Aufstieg von Technologien in den in dieser Verordnung genannten relevanten Sektoren
gefahrden. Daher muss die Teilnahme von mehr Menschen auf dem Arbeitsmarkt fiir die einschldgigen Sektoren
gefordert werden, insbesondere durch Investitionen in Weiterbildung und lebenslanges Lernen, die Verbesserung
relevanter Kompetenzen und die Schaffung hochwertiger Arbeitsplatze und Lehrstellen fiir junge und benachteiligte
Personen, die weder in Beschiftigung stehen noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren. Diese
Unterstiitzung wird eine Reihe anderer Mafinahmen ergénzen, die auf die Deckung des aus dem 6kologischen und
digitalen Wandel resultierenden Kompetenzbedarfs abzielen, der in der in der Mitteilung der Kommission vom
1. Juli 2020 mit dem Titel ,Europiische Kompetenzagenda fiir nachhaltige Wettbewerbsfihigkeit, soziale
Gerechtigkeit und Resilienz” festgelegten EU-Kompetenzagenda dargelegt ist. Die Maflnahmen haben eine wichtige
Funktion, wenn es darum geht, eine positive Einstellung zu Umschulung und Weiterbildung zu fordern, die
Wettbewerbsfahigkeit von Unternehmen in der Union, insbesondere von KMU, zu steigern und zur Schaffung
hochwertiger Arbeitsplitze beizutragen, um das volle Potenzial des 6kologischen und des digitalen Wandels auf
sozial gerechte, inklusive und faire Weise zu erschliefen.

Der Umfang der fiir den 6kologischen und digitalen Wandel erforderlichen Investitionen erfordert eine vollstindige
Mobilisierung der im Rahmen der bestehenden Programme der Union verfiigbaren Mittel, einschlieflich derjenigen,
die eine Haushaltsgarantie fiir Finanzierungen und Investitionen gewihren, sowie die Umsetzung von Finanzierungs-
instrumenten und Mischfinanzierungsmafinahmen. Diese Mittel sollten flexibler eingesetzt werden, um kritische
Technologien in strategischen Sektoren zeitnah und gezielt zu unterstiitzen. Daher sollte eine Plattform fiir
strategische Technologien fiir Europa (im Folgenden ,STEP“) eingerichtet werden, um eine Antwort auf den
Investitionsbedarf der Union zu geben, indem sie dazu beitrdgt, die bestehenden Unionsmittel besser in kritische
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Investitionen (unter anderem in unionsweite und grenziibergreifende Projekte) zur Unterstiitzung der Entwicklung
bzw. Herstellung kritischer Technologien in strategischen Bereichen zu lenken, wobei sie zugleich fir den
Fortbestand gleicher Wettbewerbsbedingungen im Binnenmarkt sorgt, und den Zusammenhalt wahrt und die zum
Ziel hat, eine geografisch ausgewogene Verteilung der im Rahmen der Plattform finanzierten Projekte im Einklang
mit den jeweiligen Programmmandaten zu erreichen.

Bei der Durchfithrung von Programmen und Mafnahmen im Rahmen dieser Verordnung sind die Kommission und
die Mitgliedstaaten aufgerufen, Projekte in Netto-Null-Schnellstart-Regionen im Sinne der Netto-Null-Industrie-
Verordnung und Projekte in Gebieten zu fordern und vorrangig zu behandeln, die in den territorialen Plinen fiir
einen gerechten Ubergang gemiR der Verordnung (EU) 2021/1056 des Europdischen Parlaments und des Rates ()
aufgefiihrt sind, und in weniger entwickelten Regionen und Ubergangsregionen sowie in stirker entwickelten
Regionen von Mitgliedstaaten, deren auf der Grundlage der Unionsdaten fiir den Zeitraum 2015-2017 berechnetes
durchschnittliches Pro-Kopf-BIP gemessen in Kaufkraftstandards unter dem Durchschnitt der EU-27 liegt.

(10) Die Plattform soll Ressourcen im Rahmen der bestehenden Programme der Union mobilisieren, einschliefSlich des

mit der Verordnung (EU) 2021/523 des Europdischen Parlaments und des Rates () eingerichteten Programms
JnvestEU, des mit der Verordnung (EU) 2021/695 des Europaischen Parlaments und des Rates (°) eingerichtete
Programms ,Horizont Europa®, des durch die Verordnung (EU) 2021/697 des Europiischen Parlaments und des
Rates (') eingerichteten Europdischen Verteidigungsfonds und des mit der Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates ('!) eingerichteten Innovationsfonds, des Europdischen Fonds fur regionale Entwicklung
und des Kohisionsfonds, eingerichtet durch die Verordnung (EU) 2021/1058 des Europdischen Parlaments und des
Rates ('), des mit der Verordnung (EU) 2021/1057 des Europdischen Parlaments und des Rates (**) eingerichteten
Europiischen Sozialfonds Plus (ESF+),

des durch die Verordnung (EU) 2021/1056 des Européischen Parlaments und des Rates (%) eingerichteten Fonds fiir
einen gerechten Ubergang, der mit der Verordnung (EU) 2021/241 des Europdischen Parlaments und des Rates (")
eingerichteten Aufbau- und Resilienzfazilitdt (ARF), des mit der Verordnung (EU) 2021/522 des Europdischen
Parlaments und des Rates (') eingerichteten Programms EU4Health und des mit der Verordnung (EU) 2021/694 des
Europdischen Parlaments und des Rates (V) eingerichteten Programms ,Digitales Europa“. Die durch diese
Programme der Union mobilisierten Mittel sollten durch zusitzliche Finanzmittel in Hohe von 1,5 Mrd. EUR fiir
den Europiischen Verteidigungsfonds fiir Projekte ergdnzt werden, die zu den STEP-Zielen beitragen.

Verordnung (EU) 2021/1056 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 zur Einrichtung des Fonds fiir einen
gerechten Ubergang (ABL. L 231 vom 30.6.2021, S. 1).

Verordnung (EU) 2021/523 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Mirz 2021 zur Einrichtung des Programms
,InvestEU* und zur Anderung der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABL L 107 vom 26.3.2021, S. 30).

Verordnung (EU) 2021/695 des Européischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021 zur Einrichtung von ,Horizont Europa“,
dem Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation, sowie iiber dessen Regeln fiir die Beteiligung und die Verbreitung der
Ergebnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EU) Nr. 1290/2013 und (EU) Nr. 1291/2013 (ABL. L 170 vom 12.5.2021, S. 1).
Verordnung (EU) 2021/697 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2021 zur Einrichtung des Europiischen
Verteidigungsfonds und zur Authebung der Verordnung (EU) 2018/1092 (ABL. L 170 vom 12.5.2021, S. 149).

Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 iiber ein System fur den Handel mit
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Anderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABL L 275 vom
25.10.2003, S. 32).

Verordnung (EU) 2021/1058 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 iiber den Europdischen Fonds fiir
regionale Entwicklung und den Kohasionsfonds (ABL. L 231 vom 30.6.2021, S. 60).

Verordnung (EU) 2021/1057 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 zur Einrichtung des Europaischen
Sozialfonds Plus (ESF+) und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 (ABL L 231 vom 30.6.2021, S. 21).

Verordnung (EU) 2021/1056 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 zur Einrichtung des Fonds fiir einen
gerechten Ubergang (ABL. L 231 vom 30.6.2021, S. 1).

Verordnung (EU) 2021/241 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau- und
Resilienzfazilitit (ABL. L 57 vom 18.2.2021, S. 17).

Verordnung (EU) 2021/522 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 24. Mirz 2021 zur Einrichtung eines
Aktionsprogramms der Union im Bereich der Gesundheit (,EU4Health-Programm®) fiir den Zeitraum 2021-2027 und zur Authebung
der Verordnung (EU) Nr. 282/2014 (ABI. L 107 vom 26.3.2021, S. 1).

Verordnung (EU) 2021/694 des Européischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2021 zur Aufstellung des Programms
,Digitales Europa“ und zur Aufhebung des Beschlusses (EU) 2015/2240 (ABL. L 166 vom 11.5.2021, S. 1).
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(11) Dariiber hinaus sollte ein ,Souverdnitdtssiegel“ an Projekte vergeben werden, die zu den STEP-Zielen beitragen,
sofern das Projekt bewertet wurde und die Mindestqualitdtsanforderungen — insbesondere die Forderfahigkeits-,
Ausschluss- und Vergabekriterien — erfiillt, die in einer Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen im Rahmen
von Horizont Europa, des Europiischen Verteidigungsfonds, des Innovationsfonds, des Programms EU4Health oder
des Programms ,Digitales Europa“ festgelegt wurden, unabhingig davon, ob das Projekt im Rahmen eines dieser
Instrumente Finanzmittel erhalten hat. Diese Mindestqualititsanforderungen werden im Hinblick auf die Ermittlung
hochwertiger Projekte festgelegt. Das Souverinititssiegel sollte im Einklang mit den jeweiligen Forderfihigkeits-
kriterien vergeben werden, die in den Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen der betreffenden
Programme festgelegt sind und die geografische Einschrinkungen umfassen konnen, sofern dies angebracht und in
den entsprechenden fiir diese Programme geltenden Rechtsakten vorgesehen ist. Bei der Ausarbeitung des
Geltungsbereichs der Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen, denen ein Souverdnitdtssiegel zuerkannt
werden konnte, sollte die Kommission gegebenenfalls festlegen, dass in den Projektvorschligen angegeben sein
muss, inwiefern sie zur Starkung und Strukturierung lokaler Netzwerke industrieller Akteure und zur Schaffung von
Arbeitspldtzen beitragen sollen. Diese Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen sollten — falls moglich und
angezeigt — kontinuierlich geoffnet sein. Das Souverénititssiegel sollte als Qualititssiegel verwendet werden, um
Projekte dabei zu unterstiitzen, 6ffentliche und private Investitionen anzuziehen, indem der Beitrag dieser Projekte
zu den STEP-Zielen bescheinigt wird. Dariiber hinaus sollte das Souverdnititssiegel insbesondere durch die
Erleichterung kumulativer oder kombinierter Finanzierungen aus mehreren Unionsinstrumenten einen besseren
Zugang zu Unionsmitteln fordern. Den Mitgliedstaaten sollte aulerdem nahegelegt werden, das Souveranititssiegel
bei der Gewihrung finanzieller Unterstiitzung durch ihre eigenen Programme zu beriicksichtigen.

(12) Hierzu sollte es moglich sein, sich auf Bewertungen fir die Zwecke anderer Unionsprogramme gemifs der
Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates (') zu stiitzen, um den
Verwaltungsaufwand fir die Begiinstigten von Unionsmitteln zu verringern und Investitionen in vorrangige
Technologien zu fordern. Sofern die Mitgliedstaaten die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/241 einhalten,
sollten sie bei der Uberpriifung ihrer Aufbau- und Resilienzpline die Einbeziehung von Projekten in Erwidgung
zichen, denen das Souverinititssiegel zuerkannt wurde, und bei der Entscheidung iber Investitionsprojekte, die aus
ihrem Anteil am gemaf der Richtlinie 2003/87/EG eingerichteten Modernisierungsfonds finanziert werden sollen,
die Einbeziehung von Projekten in Erwigung ziehen konnen. Die Kommission sollte das Souverdnititssiegel auch
im Rahmen des Verfahrens nach Artikel 19 des Protokolls Nr. 5 iiber die Satzung der Europdischen
Investitionsbank, das dem Vertrag iiber die Europdische Union (EUV) und dem Vertrag iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union (AEUV) im Anhang beigefiigt ist, (im Folgenden ,Satzung der EIB“) und der Uberpriifung der
Ubereinstimmung mit den politischen Zielen gemif der Verordnung (EU) 2021/523 beriicksichtigen. Dariiber
hinaus sollten die Durchfithrungspartner dazu verpflichtet werden, Projekte zu priifen, denen das Souveranitatssiegel
zuerkannt wurde, insofern sie in ihren geografischen Anwendungsbereich und ihren Tatigkeitsbereich gemafs der
genannten Verordnung fallen. Die fiur Programme im Anwendungsbereich der vorliegenden Verordnung
zustindigen Behorden sollten eine Unterstiitzung fur strategische Projekte in Betracht ziehen, die im Einklang mit
der Netto-Null-Industrie-Verordnung und der Verordnung zu kritischen Rohstoffen anerkannt wurden und in den
Anwendungsbereich der vorliegenden Verordnung fallen und fir die moglicherweise Vorschriften iiber die
kumulative Finanzierung gelten.

(13) Die STEP sollte wirksam, effizient, fair und transparent umgesetzt werden. Zu diesem Zweck sollte die Kommission
mit der Vergabe und Forderung des Souverdnititssiegels, der Verwaltung einer neuen, offentlich zuginglichen
Website (im Folgenden ,Souverinititsportal“) und der Kontaktpflege mit den zustidndigen nationalen Behérden und
Interessentrdgern, die fiir die Verwirklichung der STEP-Ziele relevant sind, betraut werden. Die Kommission sollte
auflerdem Konsistenz, Kohdrenz, Synergien und Komplementaritdt zwischen den Programmen der Union, die zu
den STEP-Zielen beitragen, fordern.

(14) Die Kommission sollte das Souverdnititsportal einrichten, auf dem sie iiber die verfiigbare Unterstiitzung fiir
Projekte, die zu den STEP-Zielen beitragen, informiert. Um auf die Erfordernisse von Unternehmen und
Projekttragern, die Mittel fur STEP-Projekte im Rahmen von Finanzierungsprogrammen der Union beantragen,
einzugehen, sollten die Finanzierungsmaoglichkeiten fiir STEP-Investitionen, die im Rahmen des Unionshaushalts zur
Verfigung stehen, auf dem Souverinititsportal auf leicht zugdngliche und benutzerfreundliche Weise angezeigt
werden. Bereitgestellt werden sollten auch Informationen iiber Programme der Union unter direkter
Mittelverwaltung wie Horizont Europa, den Europiischen Verteidigungsfonds, den Innovationsfonds, das
Programm ,Digitales Europa“ und das Programm ,EU4Health“ sowie {iber andere Finanzierungsquellen der Union,

(**) Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 {iber die Haushaltsordnung fiir
den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABL. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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beispielsweise InvestEU, die Aufbau- und Resilienzfazilitit, den EFRE, den Kohisionsfonds, den ESF* und den Fonds
fiir einen gerechten Ubergang. Dariiber hinaus sollte das Souveranititsportal dazu beitragen, dass Investoren leichter
auf STEP-Investitionen aufmerksam werden, indem die Projekte aufgefithrt werden, denen ein Souveranititssiegel
zuerkannt wurde. Auf dem Souverdnititsportal sollten auch die zustindigen nationalen Behorden aufgefiihrt
werden, die als Kontaktstellen fiir die Durchfithrung der Plattform auf nationaler Ebene fungieren. Die Kommission
sollte sicherstellen, dass sich das Souverénititsportal mit dhnlichen Plattformen ergénzt, und Uberregulierung und
Verwaltungsaufwand verhindern.

(15) Die Kommission sollte die Umsetzung der Ziele der STEP iiberwachen, um die Fortschritte bei der Verwirklichung
der politischen Ziele der Union nachzuverfolgen. Diese Uberwachung sollte gezielt und in einem angemessenen
Verhéltnis zu den im Rahmen der STEP durchgefiihrten Titigkeiten erfolgen, damit keine Uberregulierung
stattfindet und insbesondere den Begiinstigten der Finanzierung kein Verwaltungsaufwand entsteht. Im Interesse der
Rechenschaftspflicht gegeniiber den Unionsbiirgern sollte die Kommission dem Europiischen Parlament und dem
Rat jahrlich tiber die Fortschritte bei der Umsetzung der Ziele der STEP im Rahmen der jeweiligen Programme, iiber
die nach Programm aufgeschliisselten STEP-Gesamtausgaben und iiber die STEP-Leistung auf der Grundlage der in
diesen Programmen vorgesehenen Leistungsindikatoren Bericht erstatten. Es sollten — sofern verfiigbar —
Informationen iiber den qualitativen und quantitativen Beitrag der STEP zu grenziibergreifenden Projekten und zu
Projekten pro Mitgliedstaat vorgelegt werden.

(16) Die Plattform, die sich auf die Neuprogrammierung und Verstirkung bestehender Programme zur Unterstiitzung
strategischer Investitionen und zur Verringerung der strategischen Abhingigkeiten der Union stiitzt, bildet zugleich
ein wichtiges Element fiir die Erprobung der Durchfithrbarkeit und Vorbereitung etwaiger neuer Mafinahmen, mit
denen Souverdnitit und Wettbewerbsfihigkeit in strategischen Bereichen gefordert werden sollten und die
Industriepolitik der Union gestirkt werden soll. Insbesondere sollte die STEP als Grundlage dafiir dienen, etwaige
dhnliche Maffnahmen wie etwa einen Europdischen Souveranititsfonds in Betracht zu ziehen.

(17) Die Kommission sollte eine Zwischenbewertung dieser Verordnung vornehmen, in der sie bewerten sollte, inwieweit
die im Rahmen dieser Verordnung ergriffenen Maflnahmen fiir die Verringerung der strategischen Abhingigkeiten
der Union und fur die Stirkung ihrer Autonomie sachdienlich sind. Sie sollte auferdem priifen, ob das Souverini-
titsportal erweitert werden kann, damit alle bestehenden offentlich verfiigbaren Websites zusammengefasst werden
konnen und Informationen iiber Programme der Union unter direkter, geteilter und indirekter Mittelverwaltung auf
einem einzigen Portal bereitgestellt werden konnen, und sie sollte priifen, ob ein Simulator erstellt werden kann, der
die Projekttrager mit Blick auf die Programme oder Fonds der Union, fir die ihr konkretes Projekt infrage kommen
konnte, anleitet.

(18) Der Innovationsfonds unterstiitzt Investitionen in innovative CO,-arme Technologien, die in den
Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen. Daher ist der Innovationsfonds unabdingbar, wenn es gilt, die
Entwicklung oder Herstellung kritischer umweltschonender und ressourceneffizienter Technologien in der Union zu
unterstiitzen. Bei der Konzeption und Durchfihrung von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen oder
Ausschreibungen im Rahmen des Innovationsfonds sollte die Kommission Projekte in Betracht ziehen, die im
Rahmen der Netto-Null-Industrie-Verordnung als strategisch eingestuft wurden und zu den STEP-Zielen beitragen
sollen.

(19) Um die Unterstiitzungsmoglichkeiten fiir Investitionen zur Stirkung der industriellen Entwicklung und der
Wertschopfungsketten in strategischen Sektoren auszuweiten, sollte der Anwendungsbereich der Unterstiitzung aus
dem EFRE dergestalt erweitert werden, dass unbeschadet der in der Verordnung (EU) 2021/1058 und der
Verordnung (EU) 2021/1060 des Europiischen Parlaments und des Rates (**) festgelegten Vorschriften tiber die
Forderfahigkeit von Ausgaben und Aufwendungen fiir den Klimaschutz neue spezifische Ziele im Rahmen des EFRE
vorgesehen werden. In strategischen Sektoren sollte es — auch wenn der Schwerpunkt weiterhin auf KMU liegen
sollte — auch moglich sein, produktive Investitionen in andere Unternehmen als KMU zu unterstiitzen, die einen
wesentlichen Beitrag zur Entwicklung weniger entwickelter Regionen und Ubergangsregionen sowie stirker

(**) Verordnung (EU) 2021/1060 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit gemeinsamen Bestimmungen fiir

den Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds Plus, den Kohasionsfonds, den Fonds fiir einen
gerechten Ubergang und den Européischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften fiir diese Fonds
und fir den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds fiir die innere Sicherheit und das Instrument fuir finanzielle Hilfe im
Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABL L 231 vom 30.6.2021, S. 159).

ELL http://data.europa.eu/elijreg/2024/795]0j



ABL. L vom 29.2.2024

DE

(20)

(23)

entwickelter Regionen von Mitgliedstaaten leisten konnen, deren Pro-Kopf-BIP unter dem Durchschnitt der EU der
27 liegt. Die Verwaltungsbehorden werden aufgefordert, die Zusammenarbeit zwischen Grofsunternehmen und
lokalen KMU, Lieferketten sowie Innovations- und Technologie-Okosystemen zu férdern. Dadurch kénnte die
Fahigkeit der Union zur Festigung ihrer Position in diesen Sektoren insgesamt verbessert werden, indem allen
Mitgliedstaaten Zugang zu solchen Investitionen gewdhrt und somit dem Risiko wachsender Ungleichheiten
entgegengewirkt wiirde. Die fiir diese neuen spezifischen Ziele vorgesehenen Mittel sollten auf hochstens 20 % der
urspriinglichen nationalen Zuweisungen fiir den EFRE gemif§ der Verordnung (EU) 2021/1060 begrenzt werden.

Im Interesse weiterhin hoher Ambitionen bei der Verwirklichung der Klimaziele in der Kohisionspolitik bei
gleichzeitiger Gewdhrung von Flexibilitit zwischen dem Kohisionsfonds und dem EFRE sollte einerseits der Betrag,
der das Klimaschutzbeitragsziel des Kohasionsfonds in Hohe von 37 % seiner Gesamtmittelzuweisung iiberschreitet,
bei der Berechnung des Beitrags des EFRE zum Klimaschutz beriicksichtigt werden diirfen, und andererseits der
Betrag, der das Klimaschutzbeitragsziel des EFRE in Hohe von 30 % seiner Gesamtmittelzuweisung iiberschreitet,
bei der Berechnung des Beitrags des Kohisionsfonds zum Klimaschutz beriicksichtigt werden diirfen.

Der Anwendungsbereich der Unterstiitzung aus dem Fonds fiir einen gerechten Ubergang sollte ebenfalls ausgeweitet
werden, sodass er Investitionen in Technologien, die in den Anwendungsbereich der vorliegenden Verordnung fallen,
und in die Beseitigung des Arbeits- und Fachkriftemangels, die zur Durchfithrung dieser Investitionen erforderlich
sind, umfasst, mit denen groffe Unternehmen — wobei der Schwerpunkt weiterhin auf KMU liegen sollte — zu den
STEP-Zielen beitragen, sofern diese Investitionen mit dem erwarteten Beitrag zum Ubergang zur Klimaneutralitit
gemif8 den territorialen Plinen fiir einen gerechten Ubergang gemiR der Verordnung (EU) 2021/1056 vereinbar
sind. Fiir die Unterstiitzung dieser Investitionen sollte keine Uberarbeitung des territorialen Plans fiir einen
gerechten Ubergang erforderlich sein, wenn diese Uberarbeitung ausschlieRlich die Liickenanalyse betreffen wiirde,
die die Investition unter dem Gesichtspunkt der Schaffung von Arbeitspldtzen rechtfertigt. Im Zusammenhang mit
der Unterstiitzung von Unternehmen, bei denen es sich nicht um KMU handelt, sollten auch Investitionen in
Betracht gezogen werden, die zur Schaffung von Lehrstellen und Arbeitsplitzen beitragen oder die Aus- und
Weiterbildung im Hinblick auf neue Fertigkeiten ermoglichen.

Der ESF* leistet als wichtigster Unionsfonds fiir Investitionen in Menschen einen mafigeblichen Beitrag zur Forderung
der Kompetenzentwicklung. Um die Inanspruchnahme des ESF* fiir die STEP-Ziele zu erleichtern, sollte es maglich
sein, den ESF* zur Finanzierung von Investitionen zu nutzen, die darauf abzielen, qualifizierte und belastbare
Arbeitskrifte auszubilden, die fiir die kiinftige Arbeitswelt geriistet sind.

Um dazu beizutragen, Investitionen zu beschleunigen und iiber den EFRE, den ESF* und den Fonds fiir einen
gerechten Ubergang sofortige Liquiditdt fiir Investitionen zur Unterstiitzung der STEP-Ziele bereitzustellen, sollte
beziiglich der Priorititen fur Investitionen, mit denen die STEP-Ziele unterstiitzt werden, ein zusitzlicher Betrag an
auflerordentlicher Vorfinanzierung in Form einer einmaligen Zahlung bereitgestellt werden. Die zusitzliche
Vorfinanzierung sollte fiir die gesamte Zuweisung aus dem Fonds fiir einen gerechten Ubergang gelten, da die
Ausfithrung der Mittel aus diesem Fonds beschleunigt werden muss und der Fonds eng mit der Zielsetzung
verkniipft ist, die Mitgliedstaaten bei der Verwirklichung der STEP-Ziele zu unterstiitzen. Die fur diese
auflerordentlichen Vorfinanzierungsbetrige geltenden Vorschriften sollten mit den Vorschriften fiir
Vorfinanzierungen gemafd Verordnung (EU) 2021/1060 in Einklang stehen. Dariiber hinaus sollte die Moglichkeit
eines hoheren Hochstsatzes fir die Kofinanzierung durch die Union von 100 % fiir die STEP-Prioritdten bestehen,
um weitere Anreize fiir diese Investitionen zu schaffen und ihre schnellere Umsetzung zu gewihrleisten. Bei der
Umsetzung der STEP-Ziele sollten die Verwaltungsbehorden aufgefordert werden, bestimmte soziale Kriterien
anzuwenden und gesellschaftlich positive Ergebnisse zu fordern, wie z. B. die Schaffung von Lehrstellen und
hochwertigen Arbeitsplitzen fur junge benachteiligte Personen, insbesondere fiir junge Menschen, die weder in
Beschiftigung stehen noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren, wobei die sozialen
Vergabekriterien gemdf den Richtlinien 2014/23/EU (%), 2014/24/EU (*) und 2014/25/EU (**) des Europdischen
Parlaments und des Rates anzuwenden sind, wenn ein Projekt von einer Einrichtung durchgefiihrt wird, die den
genannten Richtlinien unterliegt, und die im Rahmen von Tarifverhandlungen vereinbarten betreffenden Lohne zu
zahlen sind.

(*) Richtlinie 2014/23/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 iiber die Konzessionsvergabe (ABL L 94

vom 28.3.2014, S. 1).

(*') Richtlinie 2014/24/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 iiber die 6ffentliche Auftragsvergabe und

zur Authebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABL L 94 vom 28.3.2014, S. 65).

(*) Richtlinie 2014/25/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 iiber die Vergabe von Auftrigen durch

Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Aufhebung der
Richtlinie 2004/17[EG (ABL. L 94 vom 28.3.2014, S. 243).

ELL http://data.europa.eu/elijreg/2024/795/0j



DE

ABL. L vom 29.2.2024

(24) Die Verordnung (EU) 2021/1060 sollte gedndert werden, damit Projekte, denen ein Souveranititssiegel zuerkannt

wurde, insbesondere durch die Erleichterung der kumulativen oder kombinierten Finanzierung aus mehreren
Unionsinstrumenten von einem besseren Zugang zu Unionsmitteln profitieren konnen. Zu diesem Zweck sollten
die Verwaltungsbehorden in der Lage sein, fiir Mafnahmen, denen ein Souverinititssiegel zuerkannt wurde, direkt
aus dem EFRE oder dem ESF* Unterstiitzung zu gewahren.

(25) Im Interesse einer Verringerung des Verwaltungsaufwands und um eine rasche Einfilhrung der STEP zu

gewihrleisten sollte es abweichend von den geltenden Bestimmungen moglich sein, Priorititen, die gemifl der
Verordnung (EU) 2021/1060 aufgenommen wurden, um zu den STEP-Zielen beitragende Investitionen anzugehen,
von der Halbzeitiiberpriifung des EFRE, des ESF*, des Kohisionsfonds und des Fonds fiir einen gerechten Ubergang
auszunehmen. Mit solchen Programminderungen sollte auflerdem der gesamte Flexibilititsbeitrag fiir die Jahre
2026 und 2027 oder ein Teil davon endgiiltig zugewiesen werden konnen. Die Kommission sollte Programmin-
derungen, die sich ausschlieflich auf die Aufnahme von zu den STEP-Zielen beitragenden Priorititen beziehen und
bis zum 31. August 2024 eingereicht werden, innerhalb von zwei Monaten nach der Einreichung durch einen
Mitgliedstaat genehmigen. Auferdem sollte die Méoglichkeit bestehen, entsprechende Anderungen an den
Partnerschaftsvereinbarungen gemif§ der Verordnung (EU) 2021/1060 vorzunehmen und sie von der Kommission
ziigig genehmigen zu lassen.

(26) Der Rechtsrahmen fiir die Durchfithrung der Programme 2014-2020 wurde in den zuriickliegenden Jahren dahin

*)

gehend angepasst, den Mitgliedstaaten und Regionen mehr Flexibilitit in Bezug auf Durchfithrungsvorschriften und
mehr Liquiditdt zur Bewiltigung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie und des Angriffskriegs Russlands
gegen die Ukraine zu bieten. Die vollstindige Ausschopfung und Umsetzung dieser am Ende des Programmpla-
nungszeitraums eingefithrten Mafinahmen erfordern ein hinreichendes Mafl an Zeit und Verwaltungsressourcen,
insbesondere da die Mitgliedstaaten ihre Ressourcen auf die Uberarbeitung der operationellen Programme
2021-2027 im Zusammenhang mit den STEP-Zielen konzentrieren. Um den Verwaltungsaufwand fir die
Programmbehorden zu verringern und bei Programmabschluss einen moglichen Verlust von Mitteln aus rein
verwaltungstechnischen Griinden zu vermeiden, sollten die Fristen fiir das verwaltungstechnische Auslaufen der
Programme im Zeitraum 2014 bis 2020 in den Verordnungen (EU) Nr. 1303/2013 (¥) und (EU) Nr. 223/2014 (*)
des Europdischen Parlaments und des Rates verlingert werden. Insbesondere sollte die Frist fiir die Einreichung
eines solchen Antrags auf Restzahlung um zwolf Monate verlingert werden. AufSerdem sollte die Frist fir die
Einreichung der Abschlussunterlagen um zwolf Monate verlingert werden. Im Zusammenhang mit diesen
Anderungen sollte klargestellt werden, dass die Verteilung von Lebensmitteln und Materialien, die bis zum Ende des
Forderzeitraums (Ende 2023) gekauft wurden, auch nach diesem Datum fortgesetzt werden diirfen sollte.

Um eine ordnungsgemifle Ausfihrung des Haushaltsplans der Union und die Einhaltung der Obergrenzen fiir
Zahlungen zu gewihrleisten, sollten die im Jahr 2025 zu leistenden Zahlungen pro Programm auf 1 % der
Zuweisungen aus Mitteln des durch die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates (¥) festgelegten
mehrjahrigen Finanzrahmens fir die Jahre 2021 bis 2027 begrenzt werden. Fillige Betrage, die iiber die Obergrenze
von 1 % der Programmmittel pro Fonds fiir 2025 hinausgehen, sollten weder im Jahr 2025 noch in den Folgejahren
ausgezahlt, sondern nur fiir die Abrechnung von Vorfinanzierungen verwendet werden. Die Mittelbindung von nicht
in Anspruch genommenen Betrdgen sollte gemifs der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 zum Zeitpunkt des
Auslaufens aufgehoben werden. Damit Gebiete in dufSerster Randlage uneingeschrinkt in den Genuss der
Unterstiitzung aus den in den Anwendungsbereich diese Verordnung fallenden Fonds kommen konnen, sollte
klargestellt werden, dass die zusitzlichen Sonderzuweisungen fiir die Gebiete in duferster Randlage fiir die Zwecke
der in der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 vorgesehenen Flexibilitdt als Teil der EFRE-Zuweisung fiir dieselbe
Regionenkategorie wie das betreffende Gebiet in duflerster Randlage eingestuft werden sollten. Trotz
unterschiedlicher Forderfihigkeitsregelungen fiir die zusitzlichen Sonderzuweisungen sollte die Flexibilitdt
innerhalb eines Programms auch zwischen der zusitzlichen Sonderzuweisung und anderen EFRE-Zuweisungen fiir
dieselbe Regionenkategorie zum Tragen kommen konnen.

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen
Bestimmungen iiber den Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europiischen Sozialfonds, den Kohésionsfonds, den
Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums und den Europidischen Meeres- und Fischereifonds
sowie mit allgemeinen Bestimmungen iiber den Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds, den
Kohisionsfonds und den Europiischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des
Rates (ABL. L 347 vom 20.12.2013, S. 320).

Verordnung (EU) Nr. 223/2014 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Mérz 2014 zum Europdischen Hilfsfonds fiir die
am stirksten benachteiligten Personen (ABL. L 72 vom 12.3.2014, S. 1).

Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des mehrjdhrigen Finanzrahmens fur die
Jahre 2021 bis 2027 (ABL. L 433 I vom 22.12.2020, S. 11).
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Die im Programmplanungszeitraum 2014 bis 2020 vorgeschene Flexibilitit hat den Mitgliedstaaten bei ihrer
Krisenreaktion und ihren Erholungsbemithungen geholfen und ihnen dabei geholfen, den zusitzlichen, durch
Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine ausgelosten Druck auf die offentlichen Haushalte zu bewiltigen. Damit
die Mitgliedstaaten die anhaltenden Haushaltszwinge bewiltigen konnen, sollte die Moglichkeit, gemif$ der in der
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 genannten Option einen Kofinanzierungssatz der Union von 100 % auf Kohésions-
programme anzuwenden, riickwirkend auf das letzte Geschaftsjahr vom 1. Juli 2023 bis 30. Juni 2024 ausgeweitet
werden, sofern ein Mitgliedstaat die Kommission vor der Einreichung des letzten Antrags auf Zwischenzahlung fiir
das letzte Geschiftsjahr benachrichtigt, und zwar im Einklang mit den Mittelzuweisungen und vorbehaltlich der
Verfiigbarkeit von Mitteln.

JnvestEU“ ist das Leitprogramm der Union zur Forderung von Investitionen, insbesondere zugunsten des
okologischen und des digitalen Wandels, durch die Bereitstellung nachfrageorientierter Finanzierungen, unter
anderem in Form von Mischfinanzierungsmechanismen, und technischer Hilfe. Dieser Ansatz tridgt dazu bei, in den
derzeitigen Politikbereichen zusitzliches offentliches und privates Kapital zu mobilisieren. Um fiir eine umfassende
Inanspruchnahme der verfiigbaren Mittel zu sorgen, sollte die Kommission der EIB-Gruppe mehr als 75 % der
EU-Garantie gewihren konnen, sofern die Durchfithrungspartner nicht iiber ausreichende Kapazititen verfiigen, um
die in der Verordnung (EU) 2021/523 vorgesehenen 25 % der EU-Garantie zu iibernehmen. In diesem
Zusammenhang sollte die Kommission die Durchfihrungspartner mit Ausnahme der EIB-Gruppe dazu anhalten
und dabei unterstiitzen, die ihnen zur Verfigung stehenden Mittel in vollem Umfang auszuschopfen. Die
Mitgliedstaaten werden ermutigt, zur Mitgliedstaaten-Komponente von ,InvestEU beizutragen, um unbeschadet der
geltenden Vorschriften iiber staatliche Beihilfen Finanzprodukte im Einklang mit den STEP-Zielen und in den
derzeitigen Politikbereichen zu unterstiitzen. Die Mitgliedstaaten sollten die Mdglichkeit haben, in ihren Aufbau-
und Resilienzpldnen eine Mafnahme vorzusehen, bei der fur die Zwecke der Mitgliedstaaten-Komponente von
JnvestEU“ ein Barbeitrag zur Unterstiitzung der STEP-Ziele in den derzeitigen Politikbereichen geleistet werden
kann. Dieser zusitzliche Beitrag zur Unterstiitzung der STEP-Ziele sollte bis zu 6 % der Gesamtmittelzuweisung des
entsprechenden Aufbau- und Resilienzplans zu der Mitgliedstaaten-Komponente von ,InvestEU* ausmachen diirfen.
AufSerdem sollten zusitzliche Flexibilitit und Klarstellungen eingefithrt werden, um die Verwirklichung der STEP-
Ziele zu erleichtern. Bei Projekten, die zu den STEP-Zielen beitragen, sollten alle Anstrengungen unternommen
werden, damit am Ende des Investitionszeitraums ein breites Spektrum von Wirtschaftszweigen und Regionen
abgedeckt wird und keine tibermifiige Konzentration auf bestimmte Wirtschaftszweige oder Regionen entstanden
ist.

Horizont Europa ist das wichtigste Finanzierungsprogramm der Union fiir Forschung und Innovation, und der
Europiische Innovationsrat (EIC) bietet Unterstiitzung insbesondere fiir potenziell bahnbrechende, den Wandel
befordernde Innovationen mit Expansionspotenzial, die fiir private Investoren mit einem zu groffen Risiko behaftet
sein konnten. Im Rahmen von Horizont Europa sollte zusitzliche Flexibilitdt vorgesehen werden, damit der
EIC Accelerator nicht bankfihigen KMU, einschlieflich Start-up-Unternehmen, nicht bankfihigen kleineren
Unternehmen mittlerer Kapitalisierung, die Innovationen durchfiihren, und insbesondere solchen, die an durch die
STEP geforderten Technologien arbeiten, eine reine Eigenkapitalunterstiitzung unabhingig davon bieten kann, ob sie
zuvor andere Arten von Unterstiitzung aus dem EIC Accelerator erhalten haben. Die Ausfithrung von Mitteln aus
dem Finanzierungsinstrument im Rahmen des EIC-,Accelerators®, iiber das Beteiligungsinvestitionen und andere
Formen riickzahlbarer Finanzierungen bereitgestellt werden (im Folgenden ,EIC-Fonds®) ist derzeit, sofern kein
Ausnahmefall vorliegt, auf einen Investitionshochstbetrag von 15 Mio. EUR beschrinkt, und es konnen keine
Folgefinanzierungsrunden oder grofere Investitionsbetrdge beriicksichtigt werden. Eine reine Eigenkapitalunter-
stitzung fur nicht bankfihige KMU und kleine Unternehmen mittlerer Kapitalisierung wiirde die bestehende
Marktliicke insbesondere bei einem Investitionsbedarf von 15 bis 50 Mio. EUR schliefen. Dariiber hinaus hat die
Erfahrung gezeigt, dass die fiir das EIC-Pilotprojekt im Rahmen von Horizont 2020, das durch die Verordnung (EU)
Nr. 1291/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) festgelegt wurde, gebundenen Mittel nicht vollstindig
ausgeschopft werden. Die Verordnung (EU) 2021/695 sollte auch dahin gehend gedndert werden, dass darin der
erhohten Mittelausstattung des Européischen Verteidigungsfonds Rechnung getragen wird.

Der EIC spielt eine zentrale Rolle bei der Bereitstellung von Erstfinanzierungen fiir schnell wachsende Start-ups und
kleine Unternehmen mittlerer Kapitalisierung. Mit seinem Fachwissen ist der EIC ideal positioniert, um die
Finanzierungsmoglichkeiten fir Unternehmen zu verbessern, die Kapital zur Expansion iiber die erste
Innovationsphase hinaus benétigen. In Anbetracht der zentralen Rolle des EIC-Fonds fiir den Erfolg der STEP sollten
die Rechtsvorschriften iber die Funktionsweise des EIC geklart werden.

(*) Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 iiber das Rahmenprogramm

fir Forschung und Innovation Horizont 2020 (2014-2020) und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 1982/2006 (ABL. L 347 vom
20.12.2013, S. 104).
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(31) Der Europiische Verteidigungsfonds ist das fithrende Programm zur Starkung der Wettbewerbsfahigkeit, Innovation,
Effizienz und technologischen Autonomie der Verteidigungsindustrie der Union und zur Forderung ihrer offenen
strategischen Autonomie. Die Entwicklung von Verteidigungsfihigkeiten ist entscheidend, da dies die Kapazititen
und die Autonomie der Unionsindustrie bei der Entwicklung von Verteidigungsgiitern und die Unabhingigkeit der
Mitgliedstaaten als Endnutzer solcher Giiter stirkt. Zusitzliche Mittel sollten daher fiir die Unterstlitzung von
Projekten bereitgestellt werden, die zur Entwicklung von Verteidigungsanwendungen im Anwendungsbereich dieser
Verordnung beitragen.

(32) Dadie Ziele dieser Verordnung, nimlich die Stirkung der Souveranitit und Sicherheit der Union, die Beschleunigung
ihres okologischen und digitalen Wandels, die Steigerung ihrer Wettbewerbsfihigkeit und die Verringerung ihrer
strategischen Abhingigkeiten, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kénnen, sondern auf
Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 EUV verankerten
Subsidiarititsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhiltnis-
mifigkeit geht diese Verordnung nicht iiber das fiir die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maf§ hinaus.

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Kapitel 1

STEP

Artikel 1

Gegenstand

(1)~ Mit der vorliegenden Verordnung wird eine Plattform fiir strategische Technologien fiir Europa (im Folgenden
,STEP“) eingerichtet, um kritische und neu entstehende strategische Technologien und ihre jeweiligen Wertschop-
fungsketten in einschldgigen Branchen zu unterstiitzen.

(2)  Indieser Verordnung werden die mit der STEP verfolgten Ziele, die Hohe der tiber die STEP verfiigbaren finanziellen
Unterstiitzung sowie die Vorschriften fiir die Umsetzung des Souverénititssiegels und des Souverénititsportals und fur die
Berichterstattung iiber die Ziele der STEP festgelegt.

Artikel 2
Mit der STEP verfolgte Ziele

(1)  Zur Sicherstellung der Souverdnitdt und Sicherheit der Union, Verringerung der strategischen Abhingigkeiten der
Union in strategischen Branchen, Steigerung der Wettbewerbsfihigkeit der Union durch Stirkung ihrer Resilienz und
Produktivitit und durch Mobilisierung von Finanzmitteln, Férderung gleicher Wettbewerbsbedingungen fiir Investitionen
im Binnenmarkt, Forderung der grenziiberschreitenden Beteiligung, auch von KMU, Stirkung des wirtschaftlichen,
sozialen und territorialen Zusammenhalts und der Solidaritit zwischen den Mitgliedstaaten und Regionen sowie
Forderung eines inklusiven Zugangs zu attraktiven, hochwertigen Arbeitsplatzen durch Investitionen in zukunftsorientierte
Kompetenzen und Vorbereitung der wirtschaftlichen, industriellen und technologischen Grundlagen auf den griinen und
den digitalen Wandel werden mit der STEP die folgenden Ziele verfolgt:

a) Unterstiitzung der Entwicklung bzw. Herstellung kritischer Technologien oder Sicherung und Stirkung der
entsprechenden Wertschopfungsketten in der Union gemdfl Absatz 3 in den folgenden Branchen:

i) digitale Technologien, einschlieflich Technologien, die zu den Vorgaben und Zielen des Politikprogramms 2030 fiir
die digitale Dekade beitragen, Mehrlinderprojekte im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 des Beschlusses
(EU) 2022/2481 und technologieintensive Innovationen,

ii) umweltschonende und ressourceneffiziente Technologien, einschlieflich Netto-Null-Technologien im Sinne der
Netto-Null-Industrie-Verordnung,

i) Biotechnologien, einschliefflich Arzneimittel, die in der Unionsliste der kritischen Arzneimittel aufgefiihrt sind,
sowie deren Bestandteile;
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b) Bekdmpfung des Mangels an Arbeitskriften und Qualifikationen, die fir hochwertige Arbeitsplitze aller Art von
entscheidender Bedeutung sind, zur Unterstiitzung des unter Buchstabe a genannten Ziels, insbesondere durch
lebenslanges Lernen, Projekte der allgemeinen und beruflichen Bildung, unter Einschluss der gemif der einschldgigen
Bestimmung der Netto-Null-Industrie-Verordnung eingerichteten europdischen Akademien fiir eine klimaneutrale
Industrie, und in enger Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern und bereits bestehenden Initiativen im Bereich der
allgemeinen und beruflichen Bildung.

(2)  Die in Absatz 1 Buchstabe a genannten Technologien gelten als kritisch, wenn sie mindestens eine der folgenden
Bedingungen erfiillen:

a) sie schaffen fiir den Binnenmarkt ein innovatives, neues und wegbereitendes Element von erheblichem wirtschaftlichem
Potenzial,

b) sie leisten einen Beitrag zur Verringerung oder Verhinderung strategischer Abhingigkeiten der Union.

(3)  Die Wertschopfungskette fiir die Entwicklung oder Herstellung kritischer Technologien gemafl Absatz 1 Buchstabe a
dieses Artikels bezieht sich auf Endprodukte sowie spezielle Komponenten, bestimmte Maschinen, die in erster Linie zur
Herstellung dieser Endprodukte eingesetzt werden, kritische Rohstoffe gemif§ einem Anhang der Verordnung zu kritischen
Rohstoffen und verbundene Dienstleistungen, die fiir die Entwicklung oder Herstellung dieser Endprodukte von kritischer
Bedeutung und speziell dafiir vorgesehen sind.

Abweichend von Unterabsatz 1 dieses Absatzes bezieht sich die Wertschopfungskette fiir die Entwicklung oder Herstellung
von Technologien, die in den Anwendungsbereich der Netto-Null-Industrie-Verordnung fallen und bei denen es sich um
Technologien im Sinne von Buchstabe a Ziffer ii des vorliegenden Artikels handelt, auf Endprodukte sowie auf spezielle
Bauteile und spezielle Maschinen, die in erster Linie zur Herstellung der Endprodukte im Sinne der Netto-Null-Industrie-
Verordnung verwendet werden, und auf verbundene Dienstleistungen, die fiir die Entwicklung oder Herstellung dieser
Endprodukte von kritischer Bedeutung und speziell dafiir vorgesehen sind.

(4)  Strategische Projekte, die gemidfl der einschldgigen Vorschrift der Netto-Null-Industrie-Verordnung anerkannt
wurden und den Kriterien der Netto-Null-Industrie-Verordnung zur Resilienz bzw. zur Wettbewerbsfihigkeit entsprechen,
sind als zu dem in Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii genannten Ziel der STEP beitragend anzusehen.

(5)  Strategische Projekte, die gemafS der einschligigen Vorschrift der Verordnung iiber kritische Rohstoffe anerkannt
wurden, sind als zu dem in Absatz 1 Buchstabe a genannten Ziel der STEP beitragend anzusehen.

(6)  Betrifft ein von der Kommission gemafl Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV genehmigtes wichtiges Vorhaben
von gemeinsamem europdischem Interesse in Absatz 1 Buchstabe a dieses Artikels genannte Technologiebereiche, so ist
die betreffende Technologie als kritisch anzusehen.

(7)  Bis zum 2. Mai 2024 gibt die Kommission Leitlinien dazu heraus, inwiefern die Technologien in den in Absatz 1
Buchstabe a dieses Artikels genannten Branchen als kritisch angesehen werden konnen und wie die in Absatz 2 dieses
Artikels festgelegten Bedingungen erfillt werden konnen. In diesen Leitlinien erldutert die Kommission den in Absatz 3
dieses Artikels genannten Begriff der Wertschopfungskette und der damit verbundenen Dienstleistungen, die fiir die
Entwicklung oder Herstellung der Endprodukte von kritischer Bedeutung und speziell dafiir vorgesehen sind. Diese
Leitlinien werden gegebenenfalls unter Beriicksichtigung des in Artikel 8 genannten Zwischenbewertungsberichts
tiberpriift.

Artikel 3

Finanzielle Unterstiitzung

(1)  Die finanzielle Unterstiitzung fiir die Durchfithrung der STEP wird aus bestehenden Programmen der Union
bereitgestellt.

(2)  Damit die Ziele der STEP besser verwirklicht werden kénnen, wird die Durchfithrung der STEP mit einem Betrag von
1500 000 000 EUR zu jeweiligen Preisen der Finanzausstattung gemaf$ Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/697
unterstiitzt. Dieser Betrag wird im Einklang mit der jener Verordnung ausgefithrt und zur Erreichung der Ziele der STEP
verwendet.
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Artikel 4

Souverinititssiegel, kombinierte und kumulative Finanzierung

(1)  Die Kommission vergibt fiir jedes Projekt, das zu einem der Ziele der STEP beitrigt, ein Souverdnititssiegel, sofern
das Projekt bewertet wurde und die Mindestqualitdtsanforderungen, insbesondere Forderfahigkeits-, Ausschluss- und
Gewihrungskriterien, erfullt, die in einer Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen gemifl den Verordnungen
(EU) 2021/522, (EU) 2021/694, (EU) 2021/695, oder (EU) 2021/697 oder gemifs der Delegierten Verordnung
(EU) 2019/856 der Kommission () festgelegt sind.

(2)  Eine in Absatz 1 genannte Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen kann geografische Beschrinkungen
enthalten, und sie enthilt gegebenenfalls im Einklang mit den einschligigen branchenspezifischen Rechtsvorschriften der
Union Verpflichtungen zur Einhaltung der Arbeits- und Beschaftigungsbedingungen gemifs dem geltenden Unionsrecht
und nationalen Recht, den Ubereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation und Tarifvertrigen.

(3)  Das Souverinititssiegel wird als Giitesiegel verwendet, insbesondere fiir die folgenden Zwecke:

a) Unterstiitzung fiir das Projekt aus einem anderen Programm der Union gemif den fur dieses Programm geltenden
Vorschriften oder

b) Finanzierung des Projekts durch kumulative oder kombinierte Finanzierung mit einem anderen Unionsinstrument im
Einklang mit den fiir diese Instrumente geltenden Bestimmungen.

(4)  Bei der Uberarbeitung ihrer Aufbau- und Resilienzpline gemifl der Verordnung (EU) 2021241 betrachten die
Mitgliedstaaten unbeschadet der Bestimmungen der genannten Verordnung diejenigen Projekte als vorrangige Projekte,
denen ein Souverinititssiegel gemafd Absatz 1 dieses Artikels zuerkannt wurde.

(5)  Bei der Entscheidung iiber Investitionsvorhaben, die aus den jeweiligen Anteilen der Mitgliedstaaten am Modernisie-
rungsfonds gemifl Artikel 10d der Richtlinie 2003/87EG finanziert werden sollen, konnen die Mitgliedstaaten den
Vorhaben im Bereich kritische umweltschonende und ressourceneffiziente Technologien, denen ein Souveranititssiegel
gemifl Absatz 1 dieses Artikels zuerkannt wurde, Vorrang einrdumen. Dariiber hinaus konnen die Mitgliedstaaten
beschlieffen, Projekten, denen ein Souveridnititssiegel zuerkannt wurde und die zu dem in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a
Ziffer ii dieser Verordnung genannten Ziel der STEP beitragen, nationale Unterstiitzung zu gewahren.

(6)  Gemdfs der Verordnung (EU) 2021/523 wird das Souverénititssiegel im Rahmen des Verfahrens nach Artikel 19 der
Satzung der EIB und der Uberpriifung der Ubereinstimmung mit den politischen Zielen gemaf Artikel 23 Absatz 3 der
genannten Verordnung beriicksichtigt. Dariiber hinaus priifen die Durchfithrungspartner zeitnah Projekte, denen das
Souverdnititssiegel zuerkannt wurde, sofern diese in ihren in Artikel 26 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2021/523
niedergelegten geografischen Anwendungsbereich und ihren Tatigkeitsbereich fallen.

(7)  Strategische Projekte, die gemdff den einschlagigen Vorschriften der Netto-Null-Industrie-Verordnung und der
Verordnung zu kritischen Rohstoffen anerkannt wurden und die in den Anwendungsbereich von Artikel 2 der
vorliegenden Verordnung fallen und die im Rahmen der in Artikel 3 der vorliegenden Verordnung genannten Programme
einen Beitrag erhalten, konnen auch einen Beitrag aus jedem anderen Unionsprogramm, einschlieflich Fonds mit geteilter
Mittelverwaltung, erhalten, sofern diese Beitrdge nicht dieselben Kosten decken. Die Bestimmungen des jeweiligen
Unionsprogramms gelten fiir jeden Beitrag zu dem strategischen Projekt. Die kumulierten Finanzmittel diirfen die
forderfahigen Gesamtkosten des strategischen Projekts nicht iibersteigen. Die Unterstiitzung aus den verschiedenen
Unionsprogrammen kann entsprechend den Dokumenten, in denen die Bedingungen fiir die Unterstiitzung festgelegt sind,
anteilig berechnet werden.

(8)  Die Vergabe eines Souverinititssiegels und die Bereitstellung kumulativer Finanzmittel erfolgen unbeschadet der
geltenden Vorschriften tiber staatliche Beihilfen und der internationalen Verpflichtungen der Union.

(*) Delegierte Verordnung (EU) 2019/856 der Kommission vom 26. Februar 2019 zur Erginzung der Richtlinie 2003/87/EG des
Europiischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Funktionsweise des Innovationsfonds (ABI. L 140 vom 28.5.2019, S. 6).
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©)

Das Souverinititssiegel gilt fur die Dauer der Durchfiithrung des Projekts, dem es zuerkannt wurde, und verliert seine

Giiltigkeit, wenn das Projekt nicht innerhalb von funf Jahren nach der Vergabe begonnen hat oder in ein Land auflerhalb der
Union verlagert wurde.

Artikel 5

Durchfithrung der STEP

Zur Durchfithrung der STEP unternimmt die Kommission insbesondere Folgendes:

a)

(1)

Forderung des in Artikel 4 Absatz 1 genannten Souveranititssiegels, insbesondere um die Sichtbarkeit von Projekten zu
verbessern, die mit dem Souveranititssiegel ausgezeichnet bzw. im Rahmen des EFRE, des Kohisionsfonds, des ESF*
oder des Fonds fiir einen gerechten Ubergang gefordert wurden,

Einrichtung und Verwaltung des in Artikel 6 genannten Souverénititsportals, insbesondere um alle Finanzierungsmaog-
lichkeiten der Union potenziellen Begiinstigten niherzubringen und die Transparenz gegeniiber den Unionsbiirgern zu
erhohen,

Kontaktaufnahme zu den gemidfl Artikel 6 Absatz 4 benannten zustindigen nationalen Behorden und anderen
einschldgigen Interessentragern im Hinblick auf die Koordinierung und den Austausch von Informationen iiber den
Finanzbedarf, die bestehenden Engpdsse und die bewihrten Verfahren fir den Zugang zu Finanzmitteln im
Anwendungsbereich dieser Verordnung,

Forderung von Kontakten zwischen den in Artikel 2 genannten Technologiebranchen unter besonderer Nutzung
bestehender industrieller Allianzen, Netze und Strukturen, einschlie€lich der mit der Netto-Null-Industrie-Verordnung
eingefithrten ,Net-Zero Europe“-Plattform und dem gemif8 der Verordnung zu kritischen Rohstoffen eingerichteten
Europiischen Ausschuss fiir kritische Rohstoffe,

Forderung von Konsistenz, Kohdrenz, Synergien und Komplementaritit zwischen den Programmen der Union zur
Unterstiitzung von Projekten, die zu den STEP-Zielen beitragen.

Artikel 6

Souverinititsportal

Die Kommission richtet eine offentlich zugingliche Website (im Folgenden ,Souverinititsportal”) ein, auf der

Informationen iiber Finanzierungsmoglichkeiten fiir Projekte im Zusammenhang mit den Zielen der STEP bereitgestellt
und die Sichtbarkeit dieser Projekte erhoht werden, indem insbesondere folgende Informationen bereitgestellt werden:

a)

e)

(2)

Informationen iiber Programme der Union im Anwendungsbereich dieser Verordnung und laufende und bevorstehende
Aufforderungen zur Einreichung von im Zusammenhang mit den Zielen der STEP stehenden Vorschligen und
Ausschreibungen im Rahmen dieser jeweiligen Programme,

Einzelheiten zu Projekten, denen ein Souverinititssiegel gemaf Artikel 4 zuerkannt wurde,

Einzelheiten zu Projekten, die nach der Netto-Null-Industrie-Verordnung und der Verordnung zu kritischen Rohstoffen
als strategische Projekte anerkannt wurden, insoweit sie in den Anwendungsbereich von Artikel 2 der vorliegenden
Verordnung fallen,

Einzelheiten zu Projekten zur Unterstiitzung der STEP-Ziele, die fiir eine Unterstiitzung im Rahmen des EFRE, des
Kohisionsfonds, des ESF* oder des Fonds fiir einen gerechten Ubergang ausgewihlt wurden, insoweit sie der
Kommission gemif$ Absatz 5 dieses Artikels mitgeteilt wurden,

Kontakte zu den gemif Absatz 4 benannten zustindigen nationalen Behorden.

Auf dem Souverinititsportal werden auch Informationen iiber die Durchfithrung der STEP und Informationen in

Bezug auf die in Artikel 7 genannten Ausgaben aus dem Unionshaushalt sowie Informationen iiber die im Rahmen der
jeweiligen Programme festgelegten Leistungsindikatoren angezeigt.

(3)

Das Souverdnititsportal wird am 1. Marz 2024 eingerichtet und von der Kommission regelméfig aktualisiert.
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(4) Bis zum 2. Juni 2024 benennt jeder Mitgliedstaat eine einzige zustindige nationale Behorde, die als
Hauptansprechpartner fiir die Durchfithrung der STEP auf nationaler Ebene fungiert.

(5)  Soweit verfugbar, teilen die in Absatz 4 dieses Artikels genannten zustindigen nationalen Behorden der Kommission
Einzelheiten zu Projekten zur Unterstiitzung der STEP-Ziele mit, die fur eine Unterstiitzung im Rahmen des EFRE, des
Kohisionsfonds, des ESF* oder des Fonds fiir einen gerechten Ubergang ausgewahlt wurden, damit sie auf dem Souverini-
tatsportal angezeigt werden.

Artikel 7
Uberwachung und jihrliche Berichterstattung

(1) Auf der Grundlage der Uberwachungsrahmen der in Artikel 3 genannten Unionsprogramme iiberwacht die
Kommission die Durchfithrung der STEP und misst, inwieweit die STEP-Ziele erreicht wurden. Die Uberwachung der
Durchfithrung wird unter Wahrung der VerhéltnismiQigkeit auf die im Rahmen der STEP durchgefiihrten Tatigkeiten
ausgerichtet.

(2)  Die Kommission stellt sicher, dass die Daten fiir die Uberwachung der Durchfithrung der im Rahmen des STEP
durchgefithrten Maffnahmen effizient, wirksam und rechtzeitig erfasst werden. Zu diesem Zweck tragen die Empfinger
von Unionsmitteln auf der Grundlage bestehender Berichtspflichten erforderlichenfalls und in verhaltnisméafiger Weise
durch Daten zur Uberwachung bei.

(3)  Die Kommission legt dem Europiischen Parlament und dem Rat einen Jahresbericht iiber die Durchfithrung der
STEP vor und macht diesen Bericht offentlich zuganglich.

(4)  Der Jahresbericht enthalt konsolidierte Informationen iiber die bei der Verwirklichung der STEP-Ziele im Rahmen
der einzelnen in Artikel 3 genannten Programme erzielten Fortschritte, sofern verfiigbar einschlieflich qualitativer und
quantitativer Informationen tiber die Unterstiitzung der STEP fiir jeden Mitgliedstaat und iiber grenziiberschreitende
Projekte.

(5)  Der Jahresbericht enthilt ferner
a) Angaben zu den Gesamtausgaben der STEP aufgeschliisselt nach Programmen,
b) Angaben zu der Leistung der STEP auf der Grundlage der in den Programmen festgelegten Leistungsindikatoren,

c) einen Uberblick iiber den Beitrag der STEP zu den strategischen Zielen der Union zur Sicherung der langfristigen
Wettbewerbsfihigkeit,

d) eine Analyse der geografischen und technologischen Verteilung der Projekte, denen das Souverinititssiegel zuerkannt
wurde.

Artikel 8
Evaluierung der STEP

(1)  Bis zum 31. Dezember 2025 legt die Kommission dem Europiischen Parlament und dem Rat einen Zwischenbewer-
tungsbericht iiber die Durchfithrung der STEP vor, damit dieser in die kiinftige Entscheidungsfindung einfliefSen kann.

(2)  Darin wird insbesondere bewertet, inwieweit die Ziele der STEP erreicht und wie effizient die Mittel eingesetzt
wurden sowie welcher Mehrwert dadurch fiir die EU erzielt wurde.
Auferdem umfasst dieser Zwischenbewertungsbericht:

a) einen Uberblick iiber die Regionen der Union, fiir die die Kohisionsprogramme im Einklang mit dem
Partnerschaftsprinzip geindert wurden,

b) eine Priifung der Relevanz der Ziele und Mafnahmen der STEP, einschlieflich der durch die STEP unterstiitzten
kritischen Technologien,
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¢) eine Bewertung der Durchfithrbarkeit der Bereitstellung von Informationen iiber Unionsprogramme auf einem einzigen
Unionsportal, um potenziellen Begiinstigten alle Finanzierungsmoglichkeiten der Union niherzubringen und ihre
Transparenz gegeniiber den Unionsbiirgern zu erhohen, und

d) eine Bewertung der Durchfithrbarkeit der Einrichtung eines Simulators, der den Projekttrigern, insbesondere KMU,
Leitlinien zu den Finanzierungsmoglichkeiten der Union an die Hand gibt, fur die ihr jeweiliges Projekt in Frage
kommen konnte.

(3)  Dem Zwischenbewertungsbericht wird gegebenenfalls ein Legislativvorschlag fiir eine Anderung dieser Verordnung
beigefiigt, um strategische Abhingigkeiten der Union zu verringern und die Industriepolitik der Union zu stirken und
gleichzeitig das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts sicherzustellen, Marktverzerrungen zu vermeiden und
gleiche Wettbewerbsbedingungen in der Union zu schaffen, oder es werden ihm gegebenenfalls Legislativvorschlage fiir
andere Initiativen beigefiigt, mit denen dhnliche Ziele verfolgt werden.

(4)  Am Ende der Durchfithrung der Unionsprogramme, aus denen die STEP finanziell unterstiitzt wird, spitestens
jedoch am 31. Dezember 2031, legt die Kommission dem Europiischen Parlament und dem Rat einen abschlieBenden
Evaluierungsbericht iiber die Durchfithrung der STEP vor, der auf allen Aspekten des Zwischenbewertungsberichts beruht
und die Aspekte zusammenfasst, die in den Jahresberichten nach Artikel 7 enthalten sind.

Kapitel 2

Anderungen

Artikel 9

Anderung der Richtlinie 2003/87/EG
In Artikel 10a Absatz 8 der Richtlinie 2003/87[EG wird der folgende Unterabsatz nach Unterabsatz 5 eingefiigt:

,Bei der Ausarbeitung und Durchfithrung von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen oder Ausschreibungen im
Rahmen des Innovationsfonds sicht die Kommission strategische Projekte in Erwigung, die gemif einer Verordnung des
Europdischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Rahmens fiir Manahmen zur Stirkung des europdischen
Okosystems der Fertigung von Netto-Null-Technologieprodukten anerkannt sind und die als Beitrag zu den Zielen der
Plattform fiir strategische Technologien fiir Europa (STEP) gemif$ Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2024/795 des
Européischen Parlaments und des Rates (*) betrachtet werden. Die Mitgliedstaaten erwigen, Projekte in ihrem
Hoheitsgebiet aus dem Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung und dem Kohasionsfonds, die mit der Verordnung
(EU) 2021/1058 des Europdischen Parlaments und des Rates (**) eingerichtet wurden und dem mit der Verordnung
(EU) 2021/1056 des Europaischen Parlaments und des Rates eingerichteten Fonds fiir einen gerechten Ubergang iiber die
Finanzierungsmechanismen, die im Rahmen des Innovationsfonds entwickelt werden, wie der ,Auktionen als
Dienstleistung“-Regelung, zu unterstiitzen.

() Verordnung (EU) 2024/795 des Europidischen Parlaments und des Rates vom 29. Februar 2024 zur Einrichtung der
Plattform ,Strategische Technologien fiir Europa“ (STEP) und zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG und der
Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 223/2014,
(EU) 2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021/697 und (EU) 2021/241 (ABL. L, 2024/795, 29.2.2024,
ELL http://data.europa.eueli/reg/2024/795/oj).

(**) Verordnung (EU) 2021/1058 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 iiber den Europiischen
Fonds fiir regionale Entwicklung und den Kohésionsfonds (ABL. L 231 vom 30.6.2021, S. 60).

Artikel 10
Anderung der Verordnung (EU) 2021/1058

Die Verordnung (EU) 2021/1058 wird wie folgt gedndert:

1. Artikel 3 wird wie folgt geindert:
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a) In Absatz 1 Buchstabe a wird die folgende Ziffer angefiigt:

,vi) Unterstiitzung von Investitionen, die zu den in Artikel 2 der Verordnung (EU) 2024/795 des Europiischen
Parlaments und des Rates (¥) genannten Zielen der Plattform fiir strategische Technologien fiir Europa (STEP)
beitragen.

(*) Verordnung (EU) 2024795 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. Februar 2024 zur Einrichtung
der Plattform ,Strategische Technologien fiir Europa“ (STEP) und zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG und
der Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU) Nr. 1303/2013, (EU)
Nr. 223/2014, (EU) 2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021/697 und (EU) 2021241 (ABL L,
2024/795, 29.2.2024, ELL: http://data.europa.eufeli/reg/2024/795/0j).“

b) In Absatz 1 Buchstabe b wird die folgende Ziffer angefiigt:

,ix) Unterstiitzung von Investitionen, die zu den in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii der Verordnung
(EU) 2024/795 genannten STEP-Zielen beitragen.”

¢) Der folgende Absatz wird angefiigt:

,(la)  Die Mittel im Rahmen des spezifischen Ziels, auf das in Absatz 1 Buchstabe a Ziffer vi und Buchstabe b
Ziffer ix verwiesen wird, werden im Rahmen spezieller Priorititen programmiert, die dem jeweiligen politischen
Ziel entsprechen, und sind auf hochstens 20 % der urspriinglichen Zuweisungen fiir den EFRE begrenzt.

Die Kommission zahlt 30 % der Zuweisung fiir die in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten Priorititen
gemifl dem Beschluss zur Genehmigung der Programmanderung als aufSerordentliche einmalige Vorfinanzierung
zusitzlich zur jdhrlichen Vorfinanzierung fiir das Programm gemifl Artikel 90 Absitze 1 und 2 der
Verordnung (EU) 2021/1060 bzw. Artikel 51 Absdtze 2, 3 und 4 der Verordnung (EU) 2021/1059 des
Europiischen Parlaments und des Rates (*). Diese auflerordentliche Vorfinanzierung wird innerhalb von 60 Tagen
nach Annahme des Beschlusses der Kommission zur Genehmigung der Programminderung gezahlt, sofern die
Programminderung der Kommission bis zum 31. Marz 2025 vorgelegt wird.

Gemdfl Artikel 90 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2021/1060 und Artikel 51 Absatz 5 der Verordnung
(EU) 2021/1059 wird der als aufSerordentliche Vorfinanzierung gezahlte Betrag spitestens mit dem abschlieBenden
Geschiftsjahr von der Kommission verrechnet.

Gemifs Artikel 90 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2021/1060 werden jegliche durch die auferordentliche
Vorfinanzierung erwirtschaftete Zinsen fiir das betreffende Programm auf dieselbe Art verwendet wie die Mittel aus
dem EFRE und fliefen in die Rechnungslegung fiir das abschliefende Geschiftsjahr ein.

Gemifs Artikel 97 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 wird die aulerordentliche Vorfinanzierung nicht
ausgesetzt.

Gemifs Artikel 105 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 schliefSt die Vorfinanzierung, die bei der Berechnung
von Betrdgen zu beriicksichtigen ist, fiir die die Mittelbindung aufzuheben ist, die geleistete auferordentliche
Vorfinanzierung ein.

Abweichend von Artikel 112 der Verordnung (EU) 2021/1060 werden die Hochstsitze fiir die Kofinanzierung fiir
spezielle Prioritdten, die zur Unterstiitzung der STEP-Ziele festgelegt wurden, auf 100 % festgelegt.

(*) Verordnung (EU) 2021/1059 des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 iiber besondere
Bestimmungen fiir das aus dem Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung sowie aus Finanzierungsinst-

rumenten fiir das auswirtige Handeln unterstiitzte Ziel ,Europiische territoriale Zusammenarbeit® (Interreg)
(ABL. L 231 vom 30.6.2021, S. 94).
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2. Artikel 5 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 2 wird der folgende Buchstabe angefiigt:

,€) wenn sie zum spezifischen Ziel des PZ 1 gemaf§ Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer vi oder zu dem unter
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ix genannten spezifischen Ziel des PZ 2 beitragen, in weniger
entwickelten Regionen und Ubergangsregionen sowie in stirker entwickelten Regionen von Mitgliedstaaten,
deren auf der Grundlage der Unionsdaten fiir den Zeitraum 2015-2017 berechnetes durchschnittliches Pro-
Kopf-BIP gemessen in Kaufkraftstandards unter dem Durchschnitt der EU-27 liegt, wobei ein Schwerpunkt
weiterhin auf KMU liegt.”

b) In Absatz 2 wird der folgende Unterabsatz angeftigt:

,Buchstabe e gilt fir Interreg-Programme, deren geografische Abdeckung innerhalb der Union ausschlieflich dort
genannte Kategorien von Regionen umfasst.

¢) Der folgende Absatz wird eingefuigt:

»(32)  Um zu den spezifischen Zielen des PZ 1 gemif$ Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer vi und des PZ 2 gemaf3
Buchstabe b Ziffer ix desselben Unterabsatzes beizutragen, werden aus dem EFRE auch Titigkeiten in den Bereichen
allgemeine und berufliche Bildung, lebenslanges Lernen, Umschulung und Bildung unterstiitzt.”

3. Anhang I Tabelle I wird wie folgt gedndert:

a) unter dem politischen Ziel 1 wird die folgende Zeile angefiigt:

,vi) Unterstiitzung von
Investitionen,  die

Alle zu den spezifischen Zielen i, iii und iv
aufgefithrten RCO.

Alle fiir die spezifischen
Ziele i, iii und iv

zu den in Artikel 2
der  Verordnung
(EU) 2024/795 ge-
nannten STEP-Zie-
len beitragen.

RCO125-Unternehmen: geforderte
Unternehmen, die in erster Linie mit
produktiven Investitionen in digitale
Technologien und technologieintensive
Innovationen in Verbindung stehen.
RCO126-Unternehmen: geforderte
Unternehmen, die in erster Linie mit
produktiven Investitionen in
umweltschonende und ressourceneffiziente
Technologien in Verbindung stehen.
RCO127-Unternehmen: geforderte
Unternehmen, die in erster Linie mit
produktiven Investitionen in
Biotechnologien in Verbindung stehen.
[Diese Indikatoren sind als Untergruppen
von RCO01-RCO04 anzugeben.]

aufgefithrten RCR.

b) Unter dem politischen Ziel 2 wird die folgende Zeile angefiigt:

,ix) Unterstiitzung von
Investitionen,  die
zu den in Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe
a Ziffer ii der Ver-
ordnung
(EU) 2024/795 ge-
nannten STEP-Zie-
len beitragen.

Alle RCO, die fiir die spezifischen Ziele i, iii,
ivund viim Rahmen des politischen Ziels 1
aufgefiihrt sind. RCO125-Unternehmen:
geforderte Unternehmen, die in erster Linie
mit produktiven Investitionen in digitale
Technologien und technologieintensive
Innovationen in Verbindung stehen.
RCO126-Unternehmen: geforderte
Unternehmen, die in erster Linie mit
produktiven Investitionen in
umweltschonende und ressourceneffiziente
Technologien in Verbindung stehen.
RCO127-Unternehmen: geforderte
Unternehmen, die in erster Linie mit
produktiven Investitionen in
Biotechnologien in Verbindung stehen.
[Diese Indikatoren sind als Untergruppen
von RCO01-RCO04 anzugeben.]

Alle RCR, die fiir die
spezifischen Ziele |, ili und

ivim Rahmen des
politischen Ziels 1
aufgefithrt sind.”
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4. In der Tabelle in Anhang II wird wie folgt gedndert:

a) Unter dem politischen Ziel 1 wird die folgende Zeile angefugt:

,vi) Unterstiitzung von Investitio- | Alle CCO, die fiir die Alle CCR, die fiir die
nen, die zu den in Artikel 2 | spezifischen Zielei,iiiundiv | spezifischen Ziele i, iii und iv
der Verordnung | im Rahmen des politischen | im Rahmen des politischen
(EU) 2024/795 genannten | Ziels 1 aufgefiihrt sind. Ziels 1 aufgefiihrt sind.”
STEP-Zielen beitragen.

b) Unter dem politischen Ziel 2 die folgende Zeile angefiigt:

,ix) Unterstiitzung von Investitio- | Alle CCO, die fiir die Alle CCR, die fur die
nen, die zu den in Artikel 2 Ab- | spezifischen Zielei, iiiundiv | spezifischen Ziele i, iii und iv
satz 1 Buchstabe a Ziffer ii der | im Rahmen des politischen | im Rahmen des politischen

Verordnung (EU) 2024795 | Ziels 1 aufgefithrt sind. Ziels 1 aufgefiihrt sind.”
genannten STEP-Zielen beitra-
gen.

Artikel 11

Anderung der Verordnung (EU) 2021/1056

Die Verordnung (EU) 2021/1056 wird wie folgt gedndert:

1. Artikel 2 erhilt folgende Fassung:
LArtikel 2

Spezifisches Ziel

Gemif$ Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 2021/1060 tragt der JTF zu dem spezifischen Ziel bei,
Regionen und Menschen in die Lage zu versetzen, die sozialen, beschiftigungsspezifischen, wirtschaftlichen und
dkologischen Auswirkungen des Ubergangs zu den energie- und klimapolitischen Vorgaben der Union fiir 2030 und
zu einer klimaneutralen Wirtschaft der Union bis 2050 unter Zugrundelegung des Ubereinkommens von Paris zu
bewiltigen. Mit Mitteln aus dem JTF konnen auch Investitionen unterstiitzt werden, die zu den in Artikel 2 der
Verordnung (EU) 2024/795 des Europiischen Parlaments und des Rates (*) genannten Zielen der Plattform fiir
strategische Technologien fiir Europa (STEP) beitragen.

(*) Verordnung (EU) 2024/795 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 29. Februar 2024 zur Einrichtung der
Plattform ,Strategische Technologien fiir Europa“ (STEP) und zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG und der
Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 2232014,
(EU) 2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021/697 und (EU) 2021/241 (ABL L, 2024/795,
29.2.2024, ELL http://data.europa.eu/elijreg/2024/795/0j).

2. In Artikel 8 Absatz 2 wird der folgende Unterabsatz angefugt:

»Aus dem JTF konnen auch produktive Investitionen in andere Unternehmen als KMU unterstiitzt werden, die zu den in
Artikel 2 der Verordnung (EU) 2024/795 genannten STEP-Zielen beitragen, wobei ein Schwerpunkt weiterhin auf KMU
liegt. Diese Unterstiitzung kann unabhingig von einer Ausfihrung der Liickenanalyse gemafl Artikel 11 Absatz 2
Buchstabe h dieser Verordnung und ggf. deren Ergebnis gewihrt werden. Solche Investitionen sind nur dann
forderfihig, wenn sie nicht zu einer Standortverlagerung im Sinne des Artikels 2 Nummer 27 der Verordnung
(EU) 2021/1060 fiihren. Die Bereitstellung einer solchen Unterstiitzung erfordert keine Uberarbeitung des territorialen
Plans fiir einen gerechten Ubergang, falls diese Uberarbeitung ausschlieflich mit der Liickenanalyse verbunden wire.
Lehrstellen und Arbeitsplitze sowie schulische oder berufliche Ausbildungen fiir neue Kompetenzen werden beim
Auswahlverfahren berticksichtigt.“
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3. In Artikel 10 wird folgender Absatz angefiigt:

.(4) Die Kommission zahlt 30 % der JTF-Zuweisung, -einschlieflich gemafl Artikel 27 der
Verordnung (EU) 2021/1060 iibertragener Betrige, an ein Programm gemifl dem Beschluss zur Genehmigung des
Programms als auflerordentliche einmalige Vorfinanzierung zusitzlich zur jihrlichen Vorfinanzierung fiir das
Programm gemifl Artikel 90 Absitze 1 und 2 jener Verordnung. Die aufSerordentliche Vorfinanzierung wird ab dem
1. Mérz 2024 gezahlt.

Gemifl Artikel 90 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2021/1060 wird der als aufSerordentliche Vorfinanzierung gezahlte
Betrag spatestens mit dem abschlieBenden Geschiftsjahr von der Kommission verrechnet.

Gemdfl Artikel 90 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2021/1060 werden jegliche durch die auflerordentliche
Vorfinanzierung erwirtschaftete Zinsen fiir das betreffende Programm auf dieselbe Art verwendet wie die Mittel aus
dem Fonds fiir einen gerechten Ubergang und flieSen in die Rechnungslegung fiir das abschlieSende Geschiftsjahr ein.

Gemdfl Artikel 97 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 wird die auerordentliche Vorfinanzierung nicht
ausgesetzt.

Gemaf Artikel 105 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 schliefSt die Vorfinanzierung, die bei der Berechnung von
Betragen zu beriicksichtigen ist, fir die die Mittelbindung aufzuheben ist, die geleistete auferordentliche
Vorfinanzierung ein.

Abweichend von Artikel 112 der Verordnung (EU) 2021/1060 werden die Hochstsitze fiir die Kofinanzierung fiir
spezielle Prioritdten, die zur Unterstiitzung der STEP-Ziele festgelegt wurden, auf 100 % festgelegt.”

Artikel 12

Anderung der Verordnung (EU) 2021/1057

In die Verordnung (EU) 2021/1057 wird der folgende Artikel eingefiigt:
,Artikel 12a

Unterstiitzung fiir die STEP-Ziele

(1)  Die Mitgliedstaaten konnen den ESF* nutzen, um die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung
(EU) 2024/795 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) genannten Ziele der Plattform fiir strategische Technologien
fir Europa (STEP) im Rahmen der einschligigen spezifischen Ziele gemidf Artikel 4 Absatz 1 dieser Verordnung zu
unterstiitzen, unter anderem indem sie die Entwicklung von Kompetenzen im Bereich Netto-Null-Technologien, auch auf
der Grundlage von Lernprogrammen europdischer Kompetenzakademien, sowie die Ausbildung junger Menschen und die
Qualifizierung, Weiterbildung und Umschulung von Arbeitskriften im Bereich Netto-Null-Technologien fordern.

(2)  Zusitzlich zu der Vorfinanzierung fiir das Programm gemidfl Artikel 90 Absitze 1 und 2 der
Verordnung (EU) 2021/1060 leistet die Kommission eine auflerordentliche Vorfinanzierung in Héhe von 30 % auf der
Grundlage der Zuweisung fiir diese Priorititen, wenn sie eine Anderung eines Programms genehmigt, das eine oder
mehrere Priorititen fir aus dem ESF* unterstiitzte Malnahmen umfasst, das zu den in Artikel 2 der Verordnung
(EU) 2024795 genannten STEP-Zielen beitragt. Diese auflerordentliche Vorfinanzierung wird innerhalb von 60 Tagen
nach Annahme des Beschlusses der Kommission zur Genehmigung der Programminderung gezahlt, sofern die
Programménderung der Kommission bis zum 31. Marz 2025 vorgelegt wird.

Gemaf Artikel 90 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2021/1060 wird der als auflerordentliche Vorfinanzierung gezahlte
Betrag spdtestens mit dem abschliefenden Geschiftsjahr von der Kommission verrechnet.

Gemaf Artikel 90 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2021/1060 werden jegliche durch die aufSerordentliche Vorfinanzierung
erwirtschafteten Zinsen fiir das betreffende Programm auf dieselbe Art verwendet wie die Mittel aus dem ESF* und flieen
in die Rechnungslegung fiir das abschliefende Geschiftsjahr ein.
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Gemaf Artikel 97 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 wird die auflerordentliche Vorfinanzierung nicht ausgesetzt.

Gemifs Artikel 105 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 schliefit die Vorfinanzierung, die bei der Berechnung von
Betrigen zu beriicksichtigen ist, fiir die die Mittelbindung aufzuheben ist, die geleistete auflerordentliche Vorfinanzierung
ein.

Abweichend von Artikel 112 der Verordnung (EU) 2021/1060 werden die Hochstsitze fiir die Kofinanzierung fiir spezielle
Prioritdten, die zur Unterstiitzung der STEP-Ziele festgelegt wurden, auf 100 % festgelegt.

(*) Verordnung (EU) 2024/795 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. Februar 2024 zur Einrichtung der
Plattform ,Strategische Technologien fiir Europa“ (STEP) und zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG und der
Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 2232014,
(EU) 2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021/697 und (EU) 2021/241 (ABL L, 2024/795, 29.2.2024,
ELL http://data.europa.eu/elijreg/2024/795]0j).

Artikel 13

Anderung der Verordnung (EU) 2021/1060 [Dachverordnung]

Die Verordnung (EU) 2021/1060 wird wie folgt geindert:
1. Artikel 2 Nummer 45 erhilt folgende Fassung:

.45, Exzellenzsiegel’ das Giitesiegel der Kommission zur Kennzeichnung eines Vorschlags, der bei einer Aufforderung
zur Einreichung von Vorschligen im Rahmen eines Unionsinstruments bewertet worden ist und bei dem die
Mindestqualititsanforderungen des genannten Unionsinstruments als erfullt gelten, der jedoch aufgrund nicht
ausreichender Haushaltsmittel fiir diese Aufforderung nicht geférdert werden konnte und unter Umstinden aus
anderen auf Unionsebene oder nationaler Ebene verfugbaren Finanzierungsquellen finanziert werden konnte,
oder das in Artikel 4 der Verordnung (EU) 2024/795 (*) genannte ,Souverdnititssiegel’.

(*) Verordnung (EU) 2024795 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. Februar 2024 zur Einrichtung der
Plattform ,Strategische Technologien fiir Europa“ (STEP) und zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG und der
Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 223/2014,
(EU) 2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021/697 und (EU) 2021/241 (ABL L, 2024/795,
29.2.2024, ELL: http://data.europa.eu/elijreg/2024/795]0j).

2. In Artikel 6 Absatz 1 wird der folgende Unterabsatz angefuigt:

,Wenn der Beitrag des Kohisionsfonds zum Klimaschutz infolge einer Programminderung fiir die durch die Verordnung
(EU) 2024/795 eingerichtete Plattform fiir strategische Technologien fiir Europa (STEP) den Zielwert von 37 % seiner
Gesamtmittelzuweisung iibersteigt, kann der tiber dieses Beitragsziel hinausgehende Betrag bei der Berechnung des
Beitrags des EFRE zum Klimaschutz beriicksichtigt werden, damit das Beitragsziel von 30 % seiner Gesamtmittel-
zuweisung erreicht wird. Die Betrdge, die das Klimaschutzbeitragsziel des EFRE von 30 % seiner Gesamtmittelzuweisung
iiberschreiten, konnen bei der Berechnung des Beitrags des Kohdsionsfonds zum Klimaschutz beriicksichtigt werden.

3. In Artikel 13 werden folgende Absitze eingefiigt:

,(5)  Unbeschadet der Moglichkeit, die Partnerschaftsvereinbarung gemif§ Absatz 1 dieses Artikels bis zum 31. Mrz
2025 zu dndern, kann ein Mitgliedstaat der Kommission eine gednderte Partnerschaftsvereinbarung vorlegen, um der
Aufnahme von Priorititen, die zum Erreichen der STEP-Ziele gemifs Artikel 2 der Verordnung (EU) 2024/795
beitragen, in die Programme Rechnung zu tragen.
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(6)  Abweichend von den Absitzen 2 und 4 dieses Artikels genehmigt die Kommission die in Absatz 5 genannte
gednderte Partnerschaftsvereinbarung spitestens drei Monate nach ihrer ersten Einreichung durch den Mitgliedstaat.”

4. Artikel 14 Absatz 5 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,Wird gemif§ Artikel 10 Absatz 4 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 2021/523 innerhalb von zwolf Monaten nach
Abschluss der Beitragsvereinbarung keine Garantievereinbarung geschlossen, so wird die Beitragsvereinbarung im
gegenseitigen Einvernehmen beendet oder verlangert.”

5. In Artikel 24 werden folgende Absitze angefiigt:

,(9)  Abweichend von Artikel 18 dieser Verordnung werden Priorititen fiir Investitionen, die zum Erreichen der
STEP-Ziele gemidfl Artikel 2 der Verordnung (EU) 2024/795 beitragen, bei der Halbzeitiiberpriifung nicht
beriicksichtigt, wenn diese Prioritdten infolge der Genehmigung einer von dem Mitgliedstaat bis zum 31. August 2024
vorgelegten Programminderung in ein Programm aufgenommen wurden. In dem Beschluss zur Genehmigung solcher
Programmanderungen kann die endgiiltige Zuweisung des gesamten Flexibilitatsbetrags fiir die Jahre 2026 und 2027
oder eines Teils dieses Betrags zugunsten von Prioritéten fiir Investitionen vorgesehen sein, die zum Erreichen der STEP-
Ziele beitragen. Wird der gesamte Flexibilitdtsbetrag eines Programms diesen Prioritdten endgiiltig zugewiesen, so wird
fur dieses Programm keine Halbzeitiiberpriifung durchgefiihrt.

(10)  Abweichend von Absatz 4 dieses Artikels erldsst die Kommission den Beschluss zur Genehmigung einer
Programminderung, die bis zum 31. August 2024 eingereicht wurde, innerhalb von zwei Monaten nach der
Einreichung durch den Mitgliedstaat, sofern die Programmiénderung ausschliefSlich die Aufnahme spezieller Priorititen
fiir Investitionen betrifft, die zum Erreichen der STEP-Ziele gemif Artikel 2 der Verordnung (EU) 2024/795 beitragen.”

6. In Artikel 49 wird folgender Absatz angefiigt:

»(7)  Insoweit fiir die in Artikel 2 der Verordnung (EU) 2024/795 genannten STEP-Ziele Unterstiitzung programmiert
ist, stellt die Verwaltungsbehorde sicher, dass alle gemafl Absatz 2 dieses Artikels zu veroffentlichenden Informationen
in dem in Absatz 4 dieses Artikels festgelegten Format zur Verdffentlichung auf dem gemif Artikel 6 der Verordnung
(EU) 2024/795 eingerichteten Souverdnititsportal auch der Kommission iibermittelt werden, einschlieflich eines
Zeitplans fiir die geplanten Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen, der mindestens dreimal jihrlich
aktualisiert wird, sowie des Links zu den Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen am Tag ihrer
Veroffentlichung.

7. Anhang [ wird wie folgt gedndert:

a) InTabelle 1 werden die folgenden Zeilen angefiigt:

Koeffizient fiir die Koeffizient fiir die
Berechnung der Berechnung der
INTERVENTIONSBEREICH Unterstiitzung der Unterstiitzung der
Klimaschutzziele umweltpolitischen Ziele
,145a Unterstiitzung fiir die Entwicklung von 0% 0%
Kompetenzen oder den Zugang zu Beschiftigung
im Bereich digitale Technologien und
technologieintensive Innovationen sowie
Biotechnologien.
145b Unterstiitzung fiir die Entwicklung von 100 % 40 %
Kompetenzen oder den Zugang zu Beschiftigung
im Bereich umweltschonende und
ressourceneffiziente Technologien.
188 Produktive Investitionen in grofle Unternehmen, 100 % 40 %
die in erster Linie mit umweltschonenden und
ressourceneffizienten Technologien verbunden
sind.
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Koeffizient fiir die Koeffizient fiir die
Berechnung der Berechnung der
INTERVENTIONSBEREICH Unterstiitzung der Unterstiitzung der
Klimaschutzziele umweltpolitischen Ziele
189 Produktive Investitionen in KMU, die in erster Linie 100 % 40 %
mit umweltschonenden und ressourceneffizienten
Technologien verbunden sind.
190 Produktive Investitionen in grofse Unternehmen, 0% 0%
die in erster Linie mit Biotechnologien verbunden
sind.
191 Produktive Investitionen in KMU, die in erster Linie 0% 0%
mit Biotechnologien verbunden sind.
192 Produktive Investitionen in grofSe Unternehmen, 0% 0%
die in erster Linie mit digitalen Technologien und
technologieintensiven Innovationen verbunden
sind.
193 Produktive Investitionen in KMU, die in erster Linie 0% 0 %“
mit digitalen Technologien und
technologieintensiven Innovationen verbunden
sind.
b) InTabelle 6 wird die folgende Zeile angefiigt:
211 Beitrag zu Kompetenzen und Arbeitsplitzen in den 0% 0 %"

Bereichen digitale Technologien, technologieintensive
Innovationen, umweltschonende und
ressourceneffiziente Technologien und Biotechnologien.

Artikel 14

Anderung der Verordnung (EU) Nr. 13032013

Die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 25a wird der folgende Absatz eingefiigt:

»(1b)  Abweichend von Artikel 60 Absatz 1 und Artikel 120 Absatz 3 Unterabsitze 1 und 4 kann ein Kofinanzie-
rungssatz von 100 % auf Ausgaben angewandt werden, die fiir das gesamte am 1. Juli 2023 beginnende und am
30. Juni 2024 endende Geschiftsjahr fiir mindestens eine Prioritdtsachse in einem aus dem EFRE, dem ESF oder dem
Kohisionsfonds unterstiitzten Programm in Zahlungsantrigen geltend gemacht werden.

Abweichend von Artikel 30 Absitze 1 und 2 und Artikel 96 Absatz 10 erfordert die Anwendung des Kofinanzie-
rungssatzes von 100 % keinen Beschluss der Kommission zur Genehmigung einer Programminderung. Der
Mitgliedstaat tibermittelt der Kommission die iiberarbeiteten Finanztabellen nach Genehmigung durch den
Begleitausschuss. Der Kofinanzierungssatz von 100 % findet nur Anwendung, wenn die Finanztabellen der
Kommission gemaf$ Artikel 135 Absatz 2 vor Einreichung des letzten Antrags auf Zwischenzahlung fir das am 1. Juli
2023 beginnende und am 30. Juni 2024 endende letzte Geschiftsjahr iibermittelt werden.”

2. Artikel 130 Absatz 3 Unterabsatz 1 erhalt folgende Fassung:

,(3)  Abweichend von Absatz 2 liegt der Beitrag aus den Fonds oder dem EMFF in Form von Restzahlungen fiir jede
Prioritit pro Fonds und pro Regionenkategorie im letzten Geschiftsjahr um nicht mehr als 15 % hoher als der im
Beschluss der Kommission zur Genehmigung des operationellen Programms festgelegte Beitrag aus den Fonds oder
dem EMFF fiir jede Prioritdt pro Fonds und pro Regionenkategorie. Fiir die Zwecke des vorliegenden Absatzes gilt die
zusitzliche Sonderzuweisung fiir die Gebiete in duflerster Randlage gemif Artikel 92 Absatz 1 Buchstabe e als Teil der
EFRE-Zuweisung fiir die Regionenkategorie des betreffenden Gebiets in duflerster Randlage.”
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3. In Artikel 135 wird der folgende Absatz angefiigt:
,(6)  Abweichend von Absatz 2 endet die Frist fur die Einreichung des letzten Antrags auf Zwischenzahlung fiir das

abschliefende Geschiftsjahr am 31. Juli 2025. Der letzte bis zum 31. Juli 2025 eingereichte Antrag auf
Zwischenzahlung gilt als der letzte Antrag auf Zwischenzahlung fiir das abschliefende Geschiftsjahr.

Betrige aus anderen Mitteln als REACT-EU, die von der Kommission 2025 als Zwischenzahlungen erstattet werden,
dirfen 1 % der Gesamtmittelzuweisungen (ohne REACT-EU-Mittel) fiir das betreffende Programm je Fonds nicht
iibersteigen. Betriige, die 2025 von der Kommission tiber diesen Prozentsatz hinaus zu zahlen wiren, werden nicht
gezahlt, sondern ausschlieflich fiir die Verrechnung von Vorfinanzierungen beim Abschluss verwendet.”

4. In Artikel 138 wird der folgende Unterabsatz angefiigt:

~Abweichend von der in Unterabsatz 1 genannten Frist kénnen die Mitgliedstaaten die unter den Buchstaben a, b und ¢
genannten Unterlagen fiir das abschliefende Geschiftsjahr bis zum 15. Februar 2026 vorlegen.”

Artikel 15

Anderung der Verordnung (EU) Nr. 223/2014

Die Verordnung (EU) Nr. 223/2014 wird wie folgt geindert:
1. Artikel 13 Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

,(5)  Der Mitgliedstaat legt bis spdtestens 15. Februar 2026 einen Abschlussbericht iiber die Durchfithrung des
operationellen Programms zusammen mit den Abschlussunterlagen gemafd Artikel 52 vor.”

2. In Artikel 22 wird der folgende Absatz eingefiigt:
»(2a)  Im Falle von gemdfl Artikel 26 Absatz 2 Buchstaben b bis e erstatteten Kosten werden die entsprechenden
Mafnahmen, die erstattet werden, durch Einreichung des letzten Antrags auf Zwischenzahlung fiir das abschliefende
Geschiftsjahr gemif Artikel 45 Absatz 6 durchgefithrt.

3. In Artikel 45 wird der folgende Absatz angefiigt:
.(6)  Abweichend von Absatz 2 endet die Frist fir die Einreichung des letzten Antrags auf Zwischenzahlung fiir das

abschliefende Geschiftsjahr am 31. Juli 2025. Der letzte bis zum 31. Juli 2025 eingereichte Antrag auf
Zwischenzahlung gilt als der letzte Antrag auf Zwischenzahlung fiir das abschliefende Geschiftsjahr.

Die von der Kommission 2025 als Zwischenzahlungen erstatteten Betrige belaufen sich auf hochstens 1 % der
Gesamtmittelausstattung des betreffenden Programms. Betrige, die 2025 von der Kommission iiber diesen Prozentsatz
hinaus zu zahlen wiren, werden nicht gezahlt, sondern ausschlieflich fir die Verrechnung von Vorfinanzierungen
beim Abschluss verwendet.”

4. In Artikel 48 wird der folgende Absatz angefiigt:

»2Abweichend von der in Absatz 1 genannten Frist konnen die Mitgliedstaaten die unter den Buchstaben a, b und ¢
genannten Unterlagen fiir das abschliefende Geschiftsjahr bis zum 15. Februar 2026 vorlegen.”

Artikel 16

Anderung der Verordnung (EU) 2021/523

Die Verordnung (EU) 2021/523 wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 wird der folgende Buchstabe angefiigt:
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,h) Unterstiitzung von Investitionen, die zu den in Artikel 2 der Verordnung (EU) 2024/795 des Europdaischen
Parlaments und des Rates (*) genannten Zielen der Plattform fiir strategische Technologien fiir Europa (STEP)
beitragen.

(*) Verordnung (EU) 2024795 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. Februar 2024 zur Einrichtung
der Plattform ,Strategische Technologien fiir Europa“ (STEP) und zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG und
der Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU) Nr. 1303/2013, (EU)
Nr. 223/2014, (EU) 2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021/697 und (EU) 2021/241 (ABL L,
2024/795, 29.2.2024, ELL: http://data.europa.eufeli/reg/2024/795/0j).“

2. In Artikel 7 Absatz 3 wird der folgende Unterabsatz angefugt:

,Wenn die Unterstiitzung aus den Finanzierungsinstrumenten bei einem Finanzprodukt kombiniert wird, das gegeniiber
der EU-Garantie im Rahmen dieser Verordnung und/oder der durch die Verordnung (EU) 2015/1017 geschaffenen
EU-Garantie nachrangig ist, konnen die in Absatz 1 genannten Verluste, Einnahmen und Riickzahlungen aus
Finanzprodukten sowie potenzielle Wiedereinziehungen abweichend von Unterabsatz 1 auch nicht anteilsmifig
zwischen den Finanzierungsinstrumenten und der EU-Garantie im Rahmen dieser Verordnung und/oder der mit der
Verordnung (EU) 2015/1017 eingerichteten EU-Garantie zugewiesen werden.”

3. Artikel 10 Absatz 4 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Wurde binnen 12 Monaten ab Abschluss der Beitragsvereinbarung keine Garantievereinbarung geschlossen, so wird die
Beitragsvereinbarung gekiindigt oder in gegenseitigem Einvernehmen verlingert. Wurde binnen zwolf Monaten ab
Abschluss der Beitragsvereinbarung der in einer Beitragsvereinbarung festgelegte Betrag nicht vollstindig mittels einer
oder mehrerer Garantievereinbarungen gebunden, wird dieser Betrag entsprechend gedndert. Der ungenutzte
Dotierungsbetrag aus Betrdgen, die von den Mitgliedstaaten gemafS den Bestimmungen iiber die Verwendung des EFRE,
ESF*, des Kohisionsfonds und des EMFAF durch das Programm ,InvestEU* gemidfl Verordnung (EU) 2021/1060 des
Europiischen Parlaments und des Rates (*) oder den Bestimmungen iiber die Verwendung des ELER durch das
Programm ,InvestEU“ gemifl der Verordnung iiber die GAP-Strategiepline zugewiesen wurden, wird gemif8 jenen
Verordnungen wiederverwendet. Der ungenutzte Dotierungsbetrag aus Betrdgen, die ein Mitgliedstaat gemafs Artikel 4
Absatz 1 Unterabsatz 3 zugewiesen hat, wird dem Mitgliedstaat zuriickgezahlt.

(*) Verordnung (EU) 2021/1060 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit gemeinsamen
Bestimmungen fiir den Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds Plus, den
Kohisionsfonds, den Fonds fiir einen gerechten Ubergang und den Europiischen Meeres-, Fischerei- und
Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften fiir diese Fonds und fir den Asyl-, Migrations- und
Integrationsfonds, den Fonds fiir die innere Sicherheit und das Instrument fir finanzielle Hilfe im Bereich
Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABIL. L 231 vom 30.6.2021, S. 159).

4. Artikel 13 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

.(5)  Die verbleibenden 25 % der EU-Garantie im Rahmen der EU-Komponente werden anderen Durchfithrungs-
partnern gewihrt, die ebenfalls einen Finanzbeitrag bereitstellen, der in den Garantievereinbarungen festzulegen ist.
Stellt die Kommission fest, dass diese anderen Durchfithrungspartner die verbleibenden 25 % der EU-Garantie aus
der EU-Komponente nicht vollstindig in Anspruch nehmen, konnen die nicht genutzten Betrige der EIB-Gruppe
gewihrt werden. In diesem Fall stellt die EIB-Gruppe einen zusitzlichen entsprechenden Finanzbeitrag gemifl den
in Absatz 4 Satz 3 festgelegten Anforderungen zur Verfiigung.”
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b) Absatz 7 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

.(4b) Vertrige im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 Buchstabe a zwischen dem Durchfithrungspartner und dem

Endempfinger oder dem Finanzintermedidr oder einer anderen Einrichtung im Rahmen der in Artikel 4
Absatz 2 Unterabsatz 1 genannten EU-Garantie werden spitestens am 31. August 2026 unterzeichnet. In
anderen Fillen werden Vertrdge im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 Buchstabe a zwischen dem
Durchfithrungspartner und dem Endempfinger oder dem Finanzintermediir oder einer anderen Einrichtung
bis zum 31. Dezember 2028 unterzeichnet.”

5. In Artikel 23 wird der folgende Absatz angefiigt:

»(3)

Im Rahmen der in den Absdtzen 1 und 2 dieses Artikels genannten Verfahren berticksichtigt die Kommission

jedes gemif Artikel 4 der Verordnung (EU) 2024/795 an ein Projekt vergebene Souverinititssiegel.

6. In Artikel 26 wird der folgende Absatz angefiigt:

#(5)

Zusitzlich zu Absatz 4 priifen die Durchfihrungspartner auch Projekte, denen das Souverénititssiegel gemaf

Artikel 4 der Verordnung (EU) 2024[795 zuerkannt worden ist, wenn diese Projekte nach geografischen und
inhaltlichen Gesichtspunkten in ihren Tatigkeitsbereich fallen.

Artikel 17

Anderung der Verordnung (EU) 2021/695

Die Verordnung (EU) 2021/695 wird wie folgt gedndert:

1. Artikel 12 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1)

Die Finanzausstattung fiir die Durchfithrung des Programms betrdgt fiir den Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis

zum 31. Dezember 2027 86 123 000 000 EUR zu jeweiligen Preisen fiir das in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a
genannte spezifische Programm und fiir das EIT sowie 9 453 000 000 EUR zu jeweiligen Preisen fiir das in Artikel 1
Absatz 2 Buchstabe ¢ genannte spezifische Programm.”

2. Artikel 48 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a) Unterabsatz 2 Buchstabe c erhilt folgende Fassung:

,¢) Unterstiitzung nur in Form von Beteiligungskapital fir nicht bankfihige KMU, einschlieflich Start-up-

Unternehmen, die bahnbrechende, den Wandel beférdernde, nicht bankfihige Innovationen durchfiihren, kann
ebenfalls bereitgestellt werden;

zu Expansionszwecken erforderliche Unterstiitzung nur in Form von Beteiligungskapital fiir nicht bankfihige
KMU, cecinschlieflich ~ Start-up-Unternehmen, und nicht bankfihige kleine Unternechmen mittlerer
Kapitalisierung, einschlieflich Unternehmen, die bereits Unterstiitzung gemifs den Buchstaben a bis ¢ erhalten
haben, die bahnbrechende, den Wandel befordernde, nicht bankfihige Innovationen im Bereich der in Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2024795 des Europaischen Parlaments und des Rates (*) genannten
kritischen Technologien durchfiihren.

(*) Verordnung (EU) 2024795 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. Februar 2024 zur Einrichtung

der Plattform ,Strategische Technologien fiir Europa“ (STEP) und zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG und
der Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU) Nr. 1303/2013, (EU)
Nr. 223/2014, (EU) 2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021/697 und (EU) 2021/241 (ABL. L,
2024/795, 29.2.2024, ELL: http://data.europa.eufeli/reg/2024/795/0j).“

In Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefiigt:

,Bei der Bereitstellung von Unterstiitzung in Form von Beteiligungskapital ist der EIC bestrebt, andere Investoren
einzubinden. Um jedoch nicht bankfihige Innovationen wirksam zu unterstiitzen, kann Unterstiitzung in Form von
Beteiligungskapital gewahrt werden, ohne andere Investoren einzubinden, insbesondere, aber nicht ausschlieflich,
fur bahnbrechende und den Wandel befordernde, nicht bankfihige Innovationen im Bereich der in Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2024/795 genannten Technologien.”
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Artikel 18

Anderung der Verordnung (EU) 2021/697

Artikel 4 der Verordnung (EU) 2021/697 wird wie folgt gedndert:
1. Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1)  Gemif Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/695 betrigt die Finanzausstattung fiir die Durchfithrung
des Fonds fur den Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2027 9 453 000 000 EUR zu jeweiligen
Preisen.”

2. In Absatz 2 erhalten die Buchstaben a und b die folgende Fassung:
,d) 3151000 000 EUR fiir Forschungsmafsnahmen,
b) 6302000000 EUR fiir Entwicklungsmafsnahmen.”

3. Der folgende Absatz wird angefiigt:

,(5)  Ein Betrag von 1500000000 EUR zu jeweiligen Preisen des in Absatz 2 genannten Betrags wird fiir
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen oder die Gewahrung von Finanzmitteln zur Unterstiitzung von
Investitionen bereitgestellt, die zu den in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2024/795 des
Europiischen Parlaments und des Rates (*) genannten Zielen der Plattform fir strategische Technologien fiir Europa
(STEP) beitragen.

(*) Verordnung (EU) 2024795 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 29. Februar 2024 zur Einrichtung der
Plattform ,Strategische Technologien fiir Europa“ (STEP) und zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG und der
Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 223/2014,
(EU) 2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021697 und (EU) 2021/241 (ABL L, 2024/795,
29.2.2024, ELL http://data.europa.eu/elijreg/2024/795/0j).

Artikel 19

Anderung der Verordnung (EU) 2021/241

Die Verordnung (EU) 2021/241 wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 7 wird folgender Absatz 3 angefiigt:

,(3)  Unbeschadet des Absatzes 2 dieses Artikels konnen die Mitgliedstaaten auch vorschlagen, den Barbeitrag fiir die
Zwecke der Mitgliedstaaten-Komponente gemaf$ den einschligigen Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/523 des
Europdischen Parlaments und des Rates (*) als geschitzte Kosten in ihren Aufbau- und Resilienzplan aufzunehmen, und
zwar ausschlieflich fur Mafinahmen zur Unterstiitzung von Investitionsvorhaben, die zu den in Artikel 2 der
Verordnung (EU) 2024/795 des Europiischen Parlaments und des Rates (**) genannten Zielen der Plattform fiir
strategische Technologien fiir Europa (STEP) beitragen. Diese Kosten diirfen 6 % der gesamten Mittelzuweisungen des
Aufbau- und Resilienzplans nicht iibersteigen und die einschligigen Mafnahmen, die in dem Aufbau- und
Resilienzplan dargelegt sind, miissen den Anforderungen der vorliegenden Verordnung entsprechen.

() Verordnung (EU) 2021/523 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 24. Marz 2021 zur Einrichtung des
Programms ,InvestEU* und zur Anderung der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABL. L 107 vom 26.3.2021, S. 30).

(**) Verordnung (EU) 2024/795 des Européischen Parlaments und des Rates vom 29. Februar 2024 zur Einrichtung der
Plattform ,Strategische Technologien fiir Europa“ (STEP) und zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG und der
Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 223/2014,
(EU) 2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021/697 und (EU) 2021/241 (ABL L, 2024/795,
29.2.2024, ELL http://data.europa.eu/elijreg/2024/795/0j).
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2. In Artikel 21 wird der folgende Absatz eingefuigt:

»(la)  Ausschlieflich zum Zweck der Inanspruchnahme der Moglichkeit nach Artikel 7 Absatz 3 dieser Verordnung
und Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2024795 konnen die Mitgliedstaaten die Kommission unter Angabe von
Griinden ersuchen, einen Vorschlag zur Anderung des in Artikel 20 Absitze 1 und 3 dieser Verordnung genannten
Durchfithrungsbeschlusses des Rates vorzulegen, um darin Mafnahmen aufzunehmen, mit denen unbeschadet der
Bestimmungen der vorliegenden Verordnung ein Beitrag zu den Zielen der Verordnung (EU) 2024/795 geleistet wird.”

3. In Artikel 29 wird der folgende Absatz angefiigt:

.(6)  Vor der Veroffentlichung von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen oder Ausschreibungsverfahren
in Zusammenhang mit den STEP-Zielen gemafl Artikel 2 der Verordnung (EU) 2024/795 stellen die Mitgliedstaaten auf
dem in Artikel 6 der Verordnung genannten Souveranititsportal die folgenden Informationen bereit:

a) das von der Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen erfasste geografische Gebiet;

=5

) die betroffenen Investitionen;

¢) die Art der forderfahigen Antragsteller;

&

den Gesamtbetrag der bzgl. der Aufforderung gewdhrten Unterstiitzung;

(¢)
~

Anfangs- und Enddatum der Aufforderung;

Res)

Link zur Website, auf der die Aufforderung veroffentlicht wird.”

Kapitel 3

Schlussbestimmungen

Artikel 20
Inkrafttreten und Anwendungsbereich

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straburg am 29. Februar 2024.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Die Prisidentin Der Président
R. METSOLA M. MICHEL

ELL http://data.europa.eu/elijreg/2024/795/0j 27(27



	Verordnung (EU) 2024/795 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. Februar 2024 zur Einrichtung der Plattform Strategische Technologien für Europa (STEP) und zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG und der Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) 2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021/697 und (EU) 2021/241 

